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Wieder 58000 To. UBootsbeute.
Frankreich wünſcht ſich an den Waffenſtillſtands und Frie

densverhandlungen zu beteiligen.

Kaledin ſoll Roſtow a. Don belagern.
Balfours Schwindel vom deutſchen Friedensangebot be

tichtigt.
Der Kampf Caillaux-Clemenceau.

————2Die Wahlreform in England
Parallel zu den Verhandlungen des preußiſchen Abgeord-

getenhauſes hat auch das engliſche Unterhaus ſich mit einer
Wahlrechtsreform befaßt, die beſtimmt iſt, mit den ſtarken Rück
ſtändigkeiten des bisherigen engliſchen Wahlrechts aufzuräumen.
Jn der Hauptſache ſollen dadurch das wahlfähige Alter auf
21 Jahre herabgeſctzt, manche Bevorzugungen des Beſitzes auf-
gehoben, die Möglichkeit einer mehrmaligen Stimmabgabe in
verſchiedenen Bezirken beſeitigt und ſchließlich auch den Frauen
her 30 Jahre das Stimmrecht zugeſtanden werden. Das Unter-
haus hat die Vorlage mit großer Mehrheit angenommen, deren
Verwirklichung damit als geſichert gelten kann; denn ſelbſt wenn
das Oberhaus eine ablehnende Haltung einnehmen ſollte, ſo
würde die abermalige Annahme im Unterhauſe der Vorlage
dennoch Geſetzeskraft verleihen.

Wie die Zuſammenſetzung des Unterhauſes ſich unter dem
Einfluß eines ſo radikal reformierten Wahlrechts geſtalten wird,
iſt natürlich vorderhand nicht abzuſehen. Bei dem im allge
meinen konſervativen Charakter des Engländers und ſeiner ſtaat-
lichen Einrichtungen iſt jedoch zunächſt nicht anzunehmen, daß
darin ſofort ein größerer Wandel in die Erſcheinung treten ſollte.

Bisher hielt man bekanntlich in England eine geſellſchaftliche
Schichtung des Parlamentes in der Weiſe für angemeſſen, daß
vor allem in das Unterhaus Angehörige der ſogenannten
beſten Kreiſe, vor allem des Landadels, einzogen, daneben
die Herren aus den ortsanſäſſigen angeſehenen Familien der
Grafſchaften, der „regierenden Familien (governing families),
wohl 50 000 an der Zahl. Wenn ſeit 1906 auch mehr Ange-
hörige des gebildeten Bürgerſtandes, vereinzelt auch Arbeiter
ſekretäre in das Unterhaus gelangt ſind, ſo iſt zu beachten, daß
der Engländer zu dieſem freiheitlichen Bekenntnis 40 Jahre län-
ger als das „rückſtändige“ Deutſchland mit ſeinem demokratiſchen
paſſiven Wahlrecht gebraucht hat, und daß die öffentliche Mei-
nung derlei Zuzug ins Parlament immer noch für unangemeſſen
hält. Dabei iſt eine wirkliche Volkstümlichmachung des Unter-
hauſes, ein Vorwiegen des Mittelſtandes, heute noch ebenſo
ausgeſchloſſen wie ehedem, denn die gut 12——-14 000 Mark, die
eine Wahl koſtet, muß der Anwärter auf einen Sitz im Unter-
hauſe aus eigener Taſche zahlen. So ſind denn auch im letztge-
wählten Parlament nur 6 v. H. Vertreter der Arbeiterintereſſen
(gegen 28 v. H. im Deutſchen Reichstage) vorhanden.
Aber auch die Macht des ſo wenig demokratiſchen engliſchen
Parlaments iſt überraſchend gering, denn das Parlament ſteht
dem Miniſterium nicht als ſelbſtändige Einrichtung des Staats-
lebens gegenüber, ſondern es bildet in ſeiner ausſchlaggebenden
Mehrheit lediglich die Gefolgſchaft der im Kabinett
ſitzenden Parteiführer, deren Politik man blindlings mit-
macht. So war die geſamte Vorbereitung dieſes
Weltkrieges bekanntlich hinter dem Rücken des
Parlamentes erfolgt, und die Abmachungen mit Frank-
reich und Rußland waren abgeleugnet oder doch weſentlich ent
ſtellt dem Abgeordnetenhauſe mitgeteilt worden. Ebenſo häufig
wird das Parlament jedoch auch auf dem Gebiete der Geſetz
gebung beiſeite geſchoben, und in der Verwaltung Jndiens wird
es ganz als Luft behandelt. Die Opiumbill von 1891, die Prü-
fungsordnung für indiſche Beamte 1893 wurden vom Parla-
ment zwar beſchloſſen, von der Regierung aber völlig außer acht
gehaſſen, ohne daß das Haus der Gemeinen es wagen konnte,
mit der Wimper zu zucken. Schließlich herrſcht auch im Hauſe
ſelbſt autokratiſche Willkür. Noch heute kann der
„Speaker“ des Unterhauſes, will er beſtimmte Dinge nicht
in die Oefſſentlichkeit laſſen, das Publikum wie die Preſſe ein
4 aus dem Hauſe weiſen. Und die vom Sprecher ge
andhabte Zenſur iſt ſo ſtreng, daß er fede Jnterpella-
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Sonnabend, den 15. Dezember 1917.

tion, jede Diskuſſion zu verhindern vermag, in
dem er den betreffenden Abgeordneten den Mund verbietet. Das
iſt die vielgeprieſene engliſche Demokratie!

Was ſich daran unter dem Einfluß des neuen Wahlrechts
ändern wird, bleibt abzuwarten!

Dom Kriege und frieden.
Aus dem Oſten

Die Verhandlungen von Breſt-Litowsk.
Berlin, 13. Dezember. Die ruſſiſche Delegation

iſt am 12. Dezember zur Fortſetzung der Waffenſtill-
ſt an d sverhandlungen verabredungsgemäß in BreſtLitowsk
wieder eingetroffen. Die nächſte Vollſitzung findet am
13. Dezember vormittags ſtatt.

Waffenſtillſtand mit Rumänien.
Der aus Genf der „Frkf. Ztg.“ übermittelte rumäniſche

Generalſtabsbericht vom 12. Dezember lautet:
Mit dem Feinde iſt ein Waffenſtillſtand un-

ter zeichnet worden. Die Feindſeligkeiten wurden am 9. De-
zember 10.30 Uhr abends bis auf weiteres eingeſtellt.

Der Friede im Januar.
Genf, 13. Dezember. Havas meldet aus Peters-

burg vom 10. d. M.: Die „Prapda“ ſchreibt, das Lebens
intereſſe Rußland verlange, daß der Friedens
ſchluß mit dem Feind mit oder ohne die Alliierten
ſpäteſtens im Januar zuſtande komme.

Die ruſſiſche Demobiliſation eine Falſchmeldung.
Wien, 12. Dezember. Das Wiener k. u. k. Tel. Korr.

Bür. meldet: „Wie von unterrichteter Seite mitgeteilt wird, ent
ſpricht die aus Kopenhagen ſtammende Nachricht über die
Demobiliſierung der ruſſiſchen Armee nicht
den Tatſachen. ohl hat der Rat der Volkskommiſſare
ſchon vor einigen Wochen die Entlaſſung der drei, vielleicht auch
vier älteſten Jahrgänge verfügt. Anordnungen über eine weitere
Verminderung der ruſſiſchen Truppenbeſtände wurden aber bis-
her, ſoweit bekannt, nicht erlaſſen. Ebenſo haben die Gerüchte
über eine Ernennung des Generals Tſcherbatſchew zum ruſſi-
ſchen Oberbefehlshaber und über ſeine angebliche Miſſion, in
Friedensverhandlungen einzutreten, von keiner Seite Beſtäti-
gung erfahren.“

Jn der Wiener Preſſe findet das höchſt ſeltſame Verhalten
des W. T. B., dem die Falſchmeldung zu verdanken iſt und das
unter Kontrolle des Berliner Auswärtigen Amtes arbeitet, eine
ſehr ſcharfe Kritik. Durchaus mit Recht, denn ein amtliches
Telegraphen-Büro, das eine derartige Tatarennachricht in die
Welt ſetzt, bringt ſich damit um das öffentliche Vertrauen und
ſchädigt das Allgemeinintereſſe des Reiches aufs ſchwerſte. Selt-
ſamer Weiſe bringt das W. T. B. die Wiener Richtigſtellung
ohne Kommentar oder Entſchuldigung zur Kenntnis!

Buchanans Gift.
Die „Pravda“ kritiſiert heftig die Rede Bucha-

nan s „Schöne Worte mit verderblichem Gift. Rußland
wünſcht einen demokratiſchen Frieden aber einen anderen
als England. Der Zweck iſt angeblich die Demo-
kratie, aber ſeine Mittel und Wege ſind imperialiſtiſch.
Rußland will vorläufig Freiheit und Demokratie nur inner-
halb ſeiner eigenen Grenzen entfalten. England könnte
dasſelbe mit Jrland und Jndien tun und die natürliche
Entwicklung der Dinge in Deutſchland abwarten. England
ſucht Rußland durch den Schachzug Buchanans nochmals vor
ſeinen imperialiſtiſchen Wagen zu ſpannen. Aber wir haben
genug davon.“

Auch Frankreich ſchwenkt ein.
Havas gibt bekannt, daß die Fortſetzung der ruſſiſchen

Waffenſtillſtands- und Friedensverhandlun-
gen von Frankreich gebilligt werde, das um die Zu
laſſung von Sondergeſandten bei den Verhandlungen
für die übrigen Verbündeten nachſucht.

Die Regierung werde in der Kammer die geeigneten Auf-
klärungen geben.

Man will ſich augenſcheinlich durch Teilnahme an den Ver-
handlungen die Kenntnis der Vorgänge verſchaffen und wenn
möglich einen Einfluß dahin gewinnen, die Verhandlungen zu
verſchleppen, indem man bei jeder Gelegenheit erklären kann,
erſt von Paris Jnſtruktionen einholen zu müſſen. Es wird
großer Klugheit und Feſtigkeit der ruſſiſchen wie der deutſchen
Unterhändler bedürfen, um den ſich ergebenden Gefahren zu be-
gegnen.

157. Jahrgang.

Die Kämpfe gegen Kaledin und Kornilow.
London, 13. Dezember. „Morning Poſt“ erfährt aus

Petersburg vom 11., f der Bericht über einen angeblichen
Sieg der maximaliſtiſchen Truppen bei Belgorod
nicht richtig ſei. Die wirkliche Verlauf der Ereigniſſe
ſei folgender geweſen: Die Bolſchewiki ſchickten größere Truppen
abteilungen, darunter Matroſen und Rote Garde aus, um
Kornilow den Weg abzuſchneiden. Kornilow hatte beim
Verlaſſen von Bichow den Generälen, die zugleich mit ihn
flüchteten, aufgetragen, ſich einzeln nach dem Kaukaſus zu
geben und ſich dort in Sicherheit zu bringen. Kornilow ſelbſt
ſtellte ſich an die Spitze eines oder mehrerer Bataillone und
einiger Batterien und marſchierte ſo durchs Land. Seine Gene
räle kamen wohlbehalten im Kaukaſus an. Kornilow wurde
in Belgorod von maximaliſtiſchen und polniſchen Truppen
aufgehalten. Er verteilte ſeine Streitkräfte in vier Abteilungen
und ſchickte eine davon ohne Artillerie voraus. Dieſe kleine Ab
teilung wurde von den Bolſchewiki beſiegt. Jnzwiſchen hatte
aber Kornilow mit ſeiner Hauptmacht den Maximaliſten den
Weg verlegt. Die Matroſen wurden beſiegt und
flüchteten und viele Soldaten warfen die Waffen weg und
liefen zu Kornilow über. Mit der Roten Garde wurde, da
ſie kein Militär iſt, ſtreng verfahren“.

Amſterdam, 12. Dezember. Reuter meldet aus Pe
tersburg: Eine drahtloſe Nachricht aus Roſt ow beſagt,
daß Kaledin die Stadt belagert. Bei Rachitſchawan
iſt ein Kampf im Gange. Die maximaliſtiſchen Truppen
werden durch Geſchütze von Abteilungen der Schwarz-
merrflotte unterſtützt. Bei Belgorod dauert der hef
tige Kampf fort. Veide Parteien haben große Verluſte.

Petersburg, 11. Dezember. (Reuter.) Kaledin drahtete,
daß verſchiedene Kriegsſchiffe des Schwarzen
Meeres in Taganrog ankamen und trotz des Wider
ſpruchs der Koſaken Truppen landeten. Sie fuhren
dann nach der Donmündung weiter, um ſich von dort nach Ro
ſt o w zu begeben.

Eine zweckloſe Kadetten-Kundgebung.
Petersburg, 13. Dezember. Nach einer Meldung der

P. T.-A. veranſtalteten die Kadetten geſtern eine Kund-
gebung vor dem tauriſchen Palais, an der ſich einige
tauſend Menſchen beteiligten. Einige 30 Perſonen drangen in
das Palais ein und erklärten ſich als verfaſſunggebende
Verſammlung. Die P. T.-A. bezeichnet dieſen Vorfall als
wenig ernſt zu nehmen und lächerlich.

Die Nürnberger henken keinen
Petersburg, 12. Dezember. (P. T.-A.) Ein Erlaß ordnet

die Verhaftung der gegen die Revolution feindlichen Mili
tär- und Zivilchefs an: Die führenden Mitglieder der Kad et
t en organiſation müſſen, da ſie Feinde des Volkes ſind, ver
haftet und durch revolutionäre Gerichtshöfe abge
urteilt werden. Die Sowjets ihrerſeits müſſen Maßnahmen
zur Ueberwachung der Kadettenorganiſationen im Hin-
blick auf ihr Einverſtändnis mit den Militär- und Zivilchefs
Kaledin und Kornilow gegen die Revolution treffen.
Der Erlaß tritt mit dem Augenblick der Veröffentlichung in
Kraft.

Petersburg gegen Sibirien.
Stockholm, 13. Dezember. Der Oberbefehlshaber des Pe-

tersburger Militärbezirks Murawiew, wurde von der Bol-
ſchewiſten- Regierung beauftragt, ſich nach Sibirien zu be-
geben und die Regierung Potanins ab zuſetzen. Er wei-
gerte ſich aber, dieſen Auftrag auszuführen.

Die Schwierigkeiten des ruſſiſchen Notenumlaufes.
Baſel, 12. Dezember. Die „Baſl. Nachr.“ melden: Jnfolge

der andauernden Schließung der Staatsbanken und
des mehrtägigen Streiks der Privatbanken begegnet der Um
lauf der Noten ſehr großen Schwierigkeiten. Die
Banken von Petersburg geben keine größeren Beträge aus als
1000 Rubel, die anderen Banken zahlen nur 300 Rubel aus.
Die Lage in der Provinz iſt infolge des Geld mangels
kritiſch geworden. Die Petersburger Banken erhalten Tau-
ſende von Telegrammen, in denen die Filialen um Zuſen-
dung von Fonds erſuchen. Sie können jedoch dem Wunſche
nicht Folge leiſten, da jeglicher Abtransport von Geld
verboten iſt.

Japan und Rußland.
Lugano, 13. Dezember. Die italieniſchen Zeitungen

ſchließen aus der Tatſache, daß die Japaner fluchtartig das
Land zu verlaſſen beginnen, daß Japan nunmehr doch be a b
ſichtige, ruſſiſches Gebiet zu beſetzen, an Ruß-
land den Krieg zu erklären oder eine Strafexr pedition
nach dem Jnnern Rußlands zu entſenden. (7)
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Aus dem Weſten
Die Kampflage.

e en Auch unſere Stellungen zwiſch
oeſinghenStaden und Ypern-Roulers

der beſonders um Pas-
endaele und nördlich Becelgere auch abends anhielt.

i Batterken e nünkir-

mittags lebhafter, auf die
Artilleriekampf entwickelt.

An mehreren Stellen der franzöſiſchen Weſtfrant
brachten wir aus erfolgreichen Unternehmungen Gefangene und
Bewute ein.

Das angebliche deutſche Friedensangebot in London.
Zu der geſtrigen Meldung von der Aeußerung Balfours

im Unterhauſe über ein deutſches Friedensangebot ergeht fol-
gende berichtigende halbamtliche Mitteilung:

Anfang September empfing die deutſche Regierung
durch Vermittlung einer neutralen Macht eine
diplomatiſche Anfrage über die deutſchen
Kriegsziele. Die Art der Mitteilung der neutralen Regie
xung war eine folche, daß nach den internationagken Gepflogen
heiten mit Sicherheit angenommen werden mußte, die neutrale
Anſrage erfolge mit Vorwiſſen der großbritanni-
ſchen Regierung und mit ihrem Einverſtändnis.
Ferner konnte aus den Umſtänden der Anfrage mit größter
Wahrſcheinlichkeit darauf geſchloſſen werden, daß das eng
lifche Kabinett von diefent Schritt wenigſtens ſeinen
wichtigſten Bundes genoſſen verſtändigt und
ſeine Zuſtimmung eingeholt habe. Die deutſche
Regierung war grundſätzlich zur Beantwortung der
Anfrage bereit. Es boten ſich ihr hierzu zwei Wege: der der
mittelharen und der unmittelbaren Beantwortung. Gegen die
mittelbare Beantwortung, d. h. durch Vermittlung einer neu
tralen Macht, ſprach die durchſchlagende Erwägung daß jede ein
ſeitige Bekanntgabe der deutſchen Stellungnahme auch ſchan
dem neutralen Vermittler gegenüber die deutſche Politik ein
ſeitig und ohne jede Gewähr für die von der Gegenparteti ein
ge nommene Stellung binden würde. Eine direkte münd-
liche Beantwortung durch einen Vertrauensmann er
ſchien hei dieſer Sachklage als das Zweckdienklichere.
Der weitere Verlauf der Ereigniſſe drängte der deutſchen Regie
rung die Weher zeugung auf, daß auffeiten unſerer
Gegner nichts geſchah um eine falche unmittelbare Be
antwortung der Anfrage zu ermöglichen. Von der
von Herrn Balfour erwähnten Aeußerung der britiſchen Regke

üher ihre Bereitwilligkeit, fede Mitteilung der deutſchenRegenmg in Enrpfang zu nehmen, hat die deutſche Regierung

erſt durch die Mitteilung Miſter Balfours im Un-
terhaufe Kenntnis bekommen. Weitere Schritte
in dieſer Angelegenheit ſind von deutſcher Seite nicht er
folgt.

Das klingt immerhin noch etwas myſteriös.
Balfour wieder einmal ſo kraß gelogen haben

Sorge vor einem deutſchen Angriff auf Saloniki.
London, 12. Dezember. Reuter. (Anterhaus.) Bonar

Law fagte in Beantwortung verſchiedener Reden zur Kredit
vorlage: Unfer Feldzug in Meſopotamien und Pakä-

in a zielt nicht auf Eroberungen ab Wir hatten unſere
tellung in Egypten aus rein militäriſchen Gründen zu ver-

teidigen. Ob wir früher nach Saloniki hätten gehen ſol-
len, um Serbien zu helfen, oder nicht, iſt eine Frage, die nur
die Geſchichte entſcheiden kann. Aber ohne unſere Truppen in
Saloniki hätten die Deutſchen ganz Griechenland
und die ganze Balkanhalbinſel vollſtändig be
herrſcht und ſie würden das als einen ihrer größten Kriegs
erfolge angeſehen haben. Es wird viel davon geſprochen, daß

Sollte Herr

die Deutſchen einen Angriff auf Saloniki planen
Wir ſind darauf gefaßt und vorbereitet. Wenn der An-
griff unternommen würde, würde er ſchwerlich zur trium-
phierenden Rückkehr Konſtantinopels führen.

Bezüglich der Ereigniſſe bei Cambrai ſagte Bonar Law
die übertriebenen Gerüchte ſeien eine Folge der übertrie-
benen Hoffnungen, mit denen der anfängliche englifche
Erfolg im Hauſe aufgenommen wurde. (Und das Läuten der
St. Paul Glocken d. Red.) Er fei von Anfang an der Mei-
nung geweſen, daß es ſich um eine einfache Unterneh-
mung handle, die mehr oder weniger auf ſich ſelbſt ſtünde und
wicht zu irgend welchen entſcheidenden Ergebnif-
fen führen würde. Er werde dem Hauſe über den Rückzug
nahezu alle Aufklärungen geben, über die die Regierung ver-
üge. Jn jener Nacht oder am frühen Morgen machten die

eutſchen verſchiedene Angriffe auf unſere Truppen Der kleinſte
Angriff im Verhältnis zu der Zahl der beteiligten Truppen
war an der Stelle der Front, wo der Feind überraſchend durch
brach. Zwei andere Angriffe von ſtärkeren Kräften wurden
mit großen Verluſten für den Feind abgeſchlagen. Das Ka-
binett erſuchte Haig, ſofort Bericht zu erſtatten. Das Haus
dürfe nicht glauben, daß die Regierung einen unfähigen
Soldaten in ſeiner Stellung belaffen werde. Aber
es ſei nicht leicht für Ziviliſten trotz beſter Jnformationen, über
militäriſche Qualitäten zu urteilen. Die Regierung muß ſich
durch militäriſche Sachverſtändige leiten laſſen. Es wird eine
gründliche Unterſuchung eingeleitet werden.

Lansdownes Brief.
Baſel, 12. Dezember. Daily Rews“ ſchreibt, daß meh

rere Mitglieder der Regierung an Lord Lansdowne
mit dem Erfuchen herangetreten ſeien, ſeinen bekannten
Brief nachträglich durch eine Erklärung zu berichtigen
und abzuſchwächen. Lord Lansdowne habe ſich jedoch
nicht bereit finden laſſen, dies zu tun, da er dann ge
gen die Jntereffen des Landes handeln würde.

Carſon will Deutſchland nach wie vor abwürgen.
London, 13. Dezember. (Reuter) Carſon hielt am

och im Kolonialinſtitut eine Rede über den Welthandel,
der er ſagte, die Frage des britiſchen Handels ſei

foengamitdemKriege verbunden daß man das eine

kaum vom andern tren nen könne. England wolle den
Krie t verlieren, indem es auf Deutſchland in ſeiner zukünfti-
gen Handelspolitik Rückſichten nimmt. England wünſche
keine friedliche Durchdringung von deutſcher Seite
mehr und werde Deutſchland nimmermehr zugeſtehen, unter der
Maske des ſriedlichen Handels ſich eine Kriegsreſerve zu ſchaffen.

Rach dem Kriege werde Mangel an Rohmaterial herr-
ſchen und die Deutſchen wüßten genau, daß ihr Handel nicht
wieder hergeſtellt werden kann, wenn ihnen das britiſche Reich
und die Alliierten nicht helfen. Earſon ſchloß Jch predige nicht

den Boykott nach dem Kriege, erkläre aber mit Nachdruck,
daß wir Deutſchland abſolut klar machen müſſen, daß es, je
länger der Krieg dauert, deſte weniger Aus-
ſich ten hat, von dem viel zu geringen Angebotan Rah-
ſt offen einen Anteil abzubekommen. Des bri-
tiſche Reich verfügt über riefige Maſſen an Roh-
matertal. Rach dem Kriege wird es Deutſchland nicht mög-
lich fein, ohne unſere Zuſtimmung etwas davon zu erhalten.

Die engliſchen Gewerkſchaftler verlangen Kriegsziele.
Amſterdam, 13. Dezember. Der „Rott. Cour.“ meldet aus

London: Die parlamentariſche Kommiſſion des Gewerk-
jchaftskongreffes und die nationale Leitung der
Arbeiterpartei haben folgenden Beſchinß gefaßt: Die
britiſche Regierung möge fo raſch wie ich eine

autoriſierte Erklärung über die Kriegsziele, für welche ſie
den Krieg forkſetzen, ver öffentlichen.

Die Herren ſcheinen auf dem Monde gearbeitet zu haben.
Englands Kriegsziele ſind ſo bekannt, daß ſie die Spatzen von
den Dächern pfeifen.

Hokkand war angeblich nie gefährdet!
Lenden, 13. Dezember. Jm Unterhaufe fragte King, ob

die Alliierten weiterhin beabſichtigten, weder während des Krie-
ges noch nachher die territoriale Jntegrität, die Flursrechte und
den kofonialen Beſitz der Riederlande zu verletzen. Cecil
antwortete, weder jetzt noch früher beſtand irgend eine

Abſicht, irgendwie die Unabhängigkeit und Unver-
ke tzlüchkeit Holland s und ſeiner Beſitzungen zu be
einträchtigen. Ra, na!

Eaikkaux und Elemenceau.
Die „Frkf. Ztg.“ meldet aus Genf: Jn der Deputierten-

kammer beſtieg Cafllaux am Mittwoch ſofort bei Verlefung
des Protokolls über die Sitzung vom vorigen Tage die Redner-
tribüne und gab fo e Erklärung ab: Jch war
abend abweſend. Die Regierung, der das nicht unbekannt war,
hat in dieſer Sitzung den Antrag eingebracht, meine Strafloſig-
keit aqufzuheben. Wenn ich anweſend geweſen wäre, hätte ich

mich ſofort auf die Rednertribüne geſtürzt. (Lebhafte Bewegung
Unterbrechungen rechts, auf die die Linke antwortet.) Jch
glaube, mindeſtens Anſpruch auf die Unparteilichkeit aller

meiner Kollegen zu haben. Wenn der Augenblick auch heute
verſäumt iſt, ſo lege ich doch Wert darauf, zu erklären daß ich
in den nächſten Tagen Gelegenheit nehmen werde, in dieſen
Haufen von Geſchwätz zu blafen, der auf nichts
beruht. Jch werde auch der Kammer Aufklärung geben über
meine ganze Politik vor dem Kriege und über das, was ich
während des Krieges getan habe. Der Miniſterpräſident iſt
heute nicht anweſend, aber ich ſehe mehrere feiner Mitarbeiter
und bitte ſie, ihm zu ſagen, daß ich ihn hier an einem der
nächſten Tage erwarten werde. Das Haus nimmt dieſe Er
klärung, zum größten Teile ſtill auf, nur die äußerſte Linke ſpen-
det Beifall.

Genf, 13. Dezember. Havas ſchildert die ſtarke Er
regung, die in den Kammergängen hervorgerufen wurde
durch Caillaux' eindrucksvolle Erklärung auf der Kammer
tribüne: „Jch gebe dieſem Herrn Clemenceau hier ein
Rendezvous für einen der allernächſten Tage. Die Kam-
mer ſoll ſeine Rechtfertigung in einer ihn perfönlich betreffen-
den Angelegenheit vernehmen.“

Damit bekräſtigte Caillaux die Blättermeldung, daß der
vormalige Miniſter Malvy als oberſter Polizeichef gewiſſe
Geheimakten über Clemenceau unter der Be
dingung ausgeliefert hat, ſie nur im Falle dringendſter Notwen-
digkeit zu verwenden. Vorſichtig äußert ſich Havas über den
Wert der gegen Caillaux vorliegenden Vermachtsmomente. Den
Hochverrat wollen die Gegner Caillaux nur darin er-
blicken, daß er im Verkehr mit Jtalienern die britiſche
Eigenſucht ſchar, gegeißelt und bemerkt habe, daß er
Frankreichs Heil im intimſten Einvernehmen mit ſeinen

Deutſchland Spanien und Jtalien er-
icke.

Bern, 13. Dezember. Die ganze franzöſiſche Preſſe iſt voll
vom Kommentaren zu der Affäre Caillaux. Beachtens-
wert iſt ein Artikel Sembats in der „Lanterne“. Darin heißt
es: Aus den Exörterungen werden zwri Dinge hervorgehen.
Erſtens wird die ganze Welt von dem Gedanken frappiert ſein,
daß das Kriegsgericht, das Eaillaux abzuurteilen hat,
über eine Hauptfrage der auswärtigen Politik
fein Urteil ausſprechen wird, zweitens muß jedermann heute
feſtſtellen, daß die öffentliche Meinung Caillaux
nicht günſtig iſt. Man kann wohl ſagen, daß es keine
Caillaux- Partei gibt, aber wenn Caillaux am Donners
tag oder Freitag in der Kammer fein allgemeines Expofee über
die Politik abgibt, die man ihm unterſchiebt, wenn er dieſe Poli-
tik für ſich in Anſpruch nimmt und für die Sache des
Friedens eintritt, wenn er die Lage in Frankreich und in
der Entente am Anfang des Sommers mit der jetzigen Lage
vergleicht, wie ſie aus den militäriſchen Operationen in Jta-
lüen und dem Nachgeben Rußlands reſultiert, wenn
er bedawert, daß man den günſtigen Augenblick nicht
gusnützte, als die Entente beinahe gewonnenes Spiel
hatte, ſo wird es vielleicht morgen ſchon eine Cail-
kaux- Partei geben, denn diefe Darlegung wird im Lande
und in der Armee tiefen Widerhall wecken. Dieſe Folge
wünſche ich nicht, ich befürchte ſie aber.

Große Exploſion in Migne.
Bern, 13. Dezember. Lyoner Blätter melden aus Poi-

tiers Unter den Trümmern der Pulverfabrik in Migne
wurden weitere 15 verkohlte Frauenkörper aufgeſunden. Von
den Verwundeten ſind bisher ſechs ihren Verletzungen erlegen,
ſo daß die Geſamtzahl der Toten 29 beträgt.

Der Krieg gegen Italien
Der öſterreichiſche Generalftabsbericht.

Wien, 13. Dezember. Schunee und Nebel verhinderten
geſtern in den Venezianiſchen Gebirgen jedwede Kampftätigkeit.

Die Truppen des Feldmarſchalls Conrad haben nach bisheri-
ger Zählung in den viertägigen Kämpfen um das Meletta-Ge-
biet 639 italieniſche Offiziere und über 16 000 Mann als Gefan
gene eingebracht. Die Beute ſetzte ſich aus 93 Geſchützen,
233 aſchinengewehren, 4 Mitraillenfen,

an Feld marſchall Conrad von Hötzendorf

Ffterreichtſch ungariſcher Wafſen. Von

geſtern

liſchen Luftſchiffes eingetroffen.

Geleizuge bei der Ueberfahrt von Holland nach Rorwe
zwei Fahrzenge mit Mann und Mauns untergegan

81 Minenwerfern und vielem anderen Kriegsgerät zufammen. gegenGläckwunſchtelegramm des Deutſchen Kaiſers.
Wien, 13. Dezember. Der Deutſche Kaiſer richtete

folgendes
Telegramm: Jch fende Jhnen ſowie allen beteiligten Führern
und Truppen meine wärmſten Glückwünſche zur Einnahme des
Monte Melketta und zu den auſchließenden herrlichen Erfolgen

i er f Herzen wünſche ichJhnen ein weiteres Fortſchreiten der ſo glücklichen Operationen.

Die Torpedierung der „Wien“.
Rom, 12. Dezember. (Steſani.) Der Chef des Admiral-

ſtabes der Marine teilt mit: Jn der Nacht zum 10. Dezember
drangen unſere leichten Schiffe in den Hafen von

Trieſt ein und gaben gegen zwei Schiſſe vom Typ „Monarch“
vier Torpedoſchüffe ab, die explodiertenrn. Ein Schiff, die
„Wien“, ſank. Unſere Einheiten ſind wohlbehalten nach ihrer
Baſis zurückgekehrt.

Der bereits aus Wien gemeldete Vorjall beweiſt, daß die
Wachfamkeit der öſterreichiſchen Marine in Trieſt jedenfalls fehr
zu wünſchen gelaſſen hat.

Miniſter Orlando
hielt in der italieniſchen Kammer wieder eine ſchwülſtige Rede,
die in der Hoffnung auf Amerika gipfelte, ſonſt aber nur ödeſter
Schmus von Siegeswilken und Jdealismus enthielt.

Der Seekrieg
Seegeßecht in der Nordſee

Haugeſund, 13. Dezember. Geſtern war eine mehrſtündige
Kanenade weſtlich von Utfire hörbar, am ſtärkſien von 1 bis
3 Uhr nachmittags. Jm Brandeſund, zwiſchen Haugeſund und
Bergen, traf ein ſtark beſchädigter engliſcher Torpedojäger ein.
Einzelheiten fehlen.

Vermißt.
Aumſterdam, 13. Dezember. Die Blätter melden aus Lon

don, daß Lloyds zufolge die engliſchen Dampfer „Britannia“
und „Calkiope“ vermißt werden.

Der Krieg mit Amerika
Internationale Doppelwährung?

Amſterdam, 13. Dezember. Nach einem hieſigen Blatte ver
öffentlicht „Newyork Tfmes“ ein Telegramm aus Waſhington
des Jnhalts, daß die Regierung der Vereinigten Staaten im
Einvernehmen mit den allitierten Mächten und den Reutralen
daran denkt, als Baſis für das internationale Geld-
ſyſtem ſowohl Gold als auch Silber anzunehmen, um
den erhöhten Bedürfniſſen des Weltkredits Rechnung zu tragen.

Aus den finſterſten Amerika.
Bern, 12. Dezember. Jn Tulfa, im amerikaniſchen Staate

Oklahoma, ſind 17 in der Unterfuchungshaft befindliche Sozia-
liſten von einer Anzahl ſchwarz maskierter, bewaffneter Bür-
ger aus dem Gefängnis entführt und in Automobilen in einen
bennachbarten Wald gebracht worden, wo ſie, vollſtändig nackt an
Bäume gebunden und bis aufs Blut gepeitſcht wurden. Hierauf

begoß man die zerfetzten Rücken der Opfer mit heißem Teer
und ſtreute Federn darauf, um der traditionellen Uebung
des „Teerens und Federns“ gerecht zu werden. Die wohlorga
niſierte Gruppe, die im Staate Oklahoma derartige Lynch-

juſt i z ausübt, nennt ſich Die Retker der Freiheit
Vorkommniſſe dieſer Art ſind bei der Kriegserklärung in der
Vereinigten Staaten ſo häufig geworden, daß Präſident Wil-
ſon ſich in ſeinen letzten Anfprachen und ſogar in einer Botſchaft
an den Kongreß ſich genötigt ſah, diefe Brutalität auf das Ent
ſchiedenſte zu verurteilen.

Die ſüdlichen Staaten der Vereinigten Staaten lehnen ſich,
wie erinnerlich, gegen die Rekrutierung der Neger auf,
da ſich die Steigerung des Raſſegefühls ihrer ehemaligen Sklaven
durch die Betetkigung an der Demokratifierung Mftteleuropas
befürchten. Jn Montgomery, im Staate Alabama, wurde
ein Negerſoldat von einer Anzahl weißer Männer feſtgenommen,
weil er angeblich im Vorübergehen eine weiße Frau angeſtoßen
hatte. Man fetzt ihn in ein Automobil und jagte mit ihm aus
der Stadt hinaus, um ihn zu lynchen. Seine Kameraden,
Regerſoldaten desſalhen Regimentes, nahmen ſofort die Verfol-
gung der weißen Lynchrichter auf, ſodaß in kurzer Zeit der
größte Teil des Regiments vermißt wurde. Die
weitere Folge dieſes Vorgehens war, daß der Major und Be
fehlshaber des Regiments, ebenfalls ein Neger, gegendie Verhaftung ſeiner Soldaten durch die Polizei energiſch pro-
teſtierte und daß es infolgedeſſen zu dauernden Konfkik-

ten zwiſchen den Zivil- und Militärbehörden kam.
Ein engliſches Luftſchiff in Holland gelandet.

Amſterdam, 13, Dezember. Hente früh landetn in
EKemnmes-Buiten ein fremdes Luftſchiff ohne Be
ſatzung. Das Luftſchiff blieb zwiſchen den Häuſern hängen und
richtete betrſchtlichean Schaden an. Ver; atliſh hatte die
Beſatzung das Schiff vor der Landung verlaſſen. Man fand in
dar Gonrel noch Briefe, Karten und Röcke der Beſatzung und die
Motoren waxen noch im Gange.

Bei Sliedrecht wurde heute früh ein engliſcher
Flieger ohne Flugzeug aufgegriffen. Man glaubt, daß er zur
Beſahung des fremden Luftſchiffes gehört. Er wurde
nach Dortrecht gebracht, um dort interniert zu werden.

Amſterdam, 13. Dezember. Jn Poortugaal Provinz Süd
Holland) ſind vier Mann der Beſatzung des verirrten eng

Sie wurden nach dem
Haag gebracht.

Amſterdam, 13. Dezember. Das heute bei Eemnesbuiten
gelandete Luftſchiff iſt das engliſche lenkbare Luftſchiff
S. 26, das geſtern um fechs Uhr früh in England aufgeſtiegen war
und ſich im Nebel verirrt hatte.
Ein engliſches U-Poot an der uorwegiſchen Küſte verunglückt.

Verlin, 12. Dezember. Die norwegiſche Zeitung „Middag-
aviſen“ vom 24. November enthielt eine Meldung aus Aaleſund
vom Tage zvor, wonach am 22. November in Kvalsvik das Ra
mensbrett eines A-Bootes an Land getrieben worden war. Die
Meldung fügte hinzu, man könnte aus den auf dem Brett be
find lichen Ziffern auf ein U-Boot „U 5“ oder „U 18“ ſchließen;
es liege nahe, anzunehmen, daß die an der Küſte angeſpülten
Leichen deutſcher Matroſen von einem UBoot herrührten, das
dort vermutlich vernichtet worden ſei.

Hierzu erfährt W. T. B. an zu Stelle, daß nach den
Ermittelungen die auf dem angeſ en Brett eſtellten
Ziffern aus den Eiſenblechbuchſtaben U 7 5 beſtanden. ch
kann ein deutſches ABost nicht in Frage komme
da es eine derartige Bezei für ein deutſ UBoot n
ibt. Die angetriebenen Leichen ſind, derſelben norwegiſche
eitung zufolge, ſämtlich als engliſche erkannt worden.

Wie die Engländer neutrale Schiffe ins Verderben kaufen
Nach Nachrichten aus Gotenburg ſind während der le

ſchweren Nordſeeſtürme von einem aus 23 Fahrzeugen beſteh

gen darunter der ſchwediſche Dampfer „Vind“. Jn Gotenbu
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trafen die Dampfer „Atina“, „Ulla“ und „Sola“ in ſchwer ve-
ſchädigtem Zuſtande ein. Der große Geleitzug war nur von zwei
engliſchen Zerſtörern und einigen Wachtfahrzeugen ge-
führt, die bei Ausbruch des Unglücks die ihnen anvertrauten
Schiffe im Stich ließen und umkehrten. Wie ferner bekannt
wurde, hatten die britiſchen Fahrzeuge aus England Sturm-
warnus gen erhalten, es aber unterlafſſen, dies den neu
traklen Schiffen mitzuteilen.

Der neue ſchweizer Bundespräſident.
Bern, 13. Dezember. Die vereinigte Bundesverſammlung

hat zum Bundespräſidenten für 1918 Bundesrat Ca-
konder, zum Vizepräſtdenten Bundesrat Müller gewählt.
Weiter wurden die bisherigen Bundesräte Decoppet,
MWotta, Ador, Schultheß, Calonder und Müller
beſtätigt und anſtelle des Dr. Forrer, der zurückgetreten iſt, Dr.
Robert Ha gab zurzeit ſchweizeriſcher Geſandter in Berlin, neu-
gewählt.

Auflöfung der ſpaniſchen Kammer?
Madrid, 13. Dezember. Der Miniſterrat beſchloß

geſtern abend, dem König demnächſt einen Erlaß über die Auf
köſung der Kammer und die Anordnung von gikgemeinen
Wahlen vorzulegen. Die neue Kammer wird ſich mit dem Am-
neſtievorſchlag zu befaſſen haben.

Aus Stadt und Umgebung
Perſonalien.

An Stelle des Tierarztes Paſch, der erkrankt iſt, iſt die
Ausübung der l r während der Zeit der Erkrankung
dem Fleiſchbeſchauer Menzel in Lauchſtedt übertragen worden.

Amtliche Bekanntmachungen
über Eutrigturg der Warenumſatzſtempels für das Kalenderjahr ges
1917, vaterländiſchen Hilfsdienſt, Abänderung des Geſetzes über
den rungszuſtand, Jugendverordnung, Neuregelung des

des Mieters, Neuanmeldung zur Hilfsdienſtpflicht u. a.
finden unſere Leſer im heutigen Jnſeratenteil unſeres Blattes.

Die Ausſtellung des Kriegsſchriftentums d
in der „Funkenburg“ iſt jeden Sonntag von 12 3 Uhr mittags
geöffnet.

Pfund Grützwurſt
wird in der üblichen Weiſe morgen ausgegeben werden.

Die Geflügel-, Koninchen- und Kleintier-Geräteſchan
im Neuen Schützenhauſe hier, wird am Sonnabend den 15. d. M.

11577. d r m Kgl. eher c nGersdorff eröffn eht anſchließend en öffentlichenBeſuch et Die Schau ß Peen über 1000 Nummern bietet

Kleintierzucht. ſuch iſt daher jedermann dringend zu
empfehlen. Groß iſt die Zahl der Zuchtſtämme und die der

und Wirtſchaftsklaſſen, beſonders aber der der Ver
aufsklaſſen an Gänſen, Enten, ten Tauben,

Kaninchen und deren Ergeugniſſen aller Art. Jeder Beſucher wird
das Genaueſte finden, deshalb verſäume niemand, die Nsſtellung
u beſuchen und dadurch das Unternehmen zu unterſtütz n.
ers zu empfehlen iſt der Sonnabend nachmittag. Alle Städte undet Kreiſes, der Provinz und der r

mern ſind mit Ehrenpreiſen und auch Abgeordneten vertre-
den. Wegen Befuchszeit ſtehe Anzeige.

Die Mittelſtädte für die Selbſtverwaltung.
Auf der Vorſtandstagung des Reichsverbandes Deutſcher

Städte in Berlin, dem zurzeit etwa 900 kleine und mittlere
Städte angehören, wurde eine Entſchließung angenommen, in der
es heißt:: „Die zu Landkreiſen ge Städte fordern die
Befreiung ihrer Selbſtverwaltungen von den Landratsämtern,
die entgegen dem geſetzgeberiſchen Willen im Laufe der Zeit zwi

ſie und die geſetzlich als Aufſichtsbehörden beſtellenden Re
erungen eingeſchoben ſind. Die Städte wünſchen bei aller Be

xeitwilligkeit, mit dem platten Lande in freundnachbarlicher Füh
lung zu wirken, hierdurch nicht in ihrer Entwelungsfähigkeit und
Selbſtändigkeit beſchränkt zu werden. Der Umſtand, daß hoch-
entwickelten Landgemeinden aus Gründen der Kreispolitik die
Stadtrechte und zum Teil auch die Stellung der Stadtkreiſe ver-
ſagt wird, kann kein Grund dafür ſein, daß die kreisangehörigen
Städte in ihren geſetzlich gewährleiſteten Selbſtverwal
tungsrechten eingeengt werden.“

Die Vorſitzenden des Reichsverbandes Deutſcher Städte, Bür
Saalmann in Pleß und Erſter Bürgermeiſter Dr.

elian in Eilenburg, wurden am 8. Dezember im Miniſterium
des Jnnern vom Staatsminiſter Dr. Drews empfangen. Jn der
Frage der Umformung des Herrenhauſes wünſchten ſie eine Wahl
der Städtevertreter durch die Provinziallandtage zu vermeiden
und Einrichtung beſonderer Wahlkörper der beteilig-
ten Städte.

Aus Provinz und Reich
Die Kohlennot in Halle.

Halle, 12. Dezember. Die Stadtverordnetenſitzung
beſchäftigte fich vornehmlich mit einer Anfrage über Kohlen
not. Vom Magiſtrat wurde mitgeteilt, daß der Reichskohlen-
kommiffar über Halle bis zum 20. Dezember die Sperre ver-
Hra: habe. Statt 12000 To., d. h. zwei Drittel des errrechneten

natsbedarfs, habe Halle im Auguſt 9000, Ende November
15 000 To. bekommen, und da ſei ihm mitgeteilt worden, daß
beide Lieferungen für je 3 Monate die zugewieſene Menge dar-
ſtellen. Das fei eine völlig unzureichende Belieferung. Aber alle
Proteſte hätten nichts genützt, weik Halle felbſt bei jener ſo ſtark
verkürzten Menge noch beſſer mit Kohlen beljefert worden ſei, als
viele andere Städte. Generaldirekkor Hoffmann von den Rie-
beckſchen Montanwerken legte dar, die Erfahrungen hätten ge-
lehrt, daß man für den Hausbrand mit einem Jahresbedarf von
10 Zentnern für die Perſon oder annähernd mit einem Zentner
Monatsbedarf rechnen müſſe. Bei 180 000 Einwohnern hätte Halle
9000 To. im Monat erhalten müſſen, bei ſeiner günſtigen Lage im
Kohlenrevier durch Geſchirre uſw. eine beträchtliche Menge Koh-
len direkt von den Gruben beziehe. Sogar der Kriegsinduſtrie
habe die Kohlenzuweiſung gekürzt werden müſſen. Generaldirek-
tor Scheithauer beſtätigte mehreren Vorrednern, daß der Wagen-
mangel viel zur Kohlennot beitrage. Auch die Werſchen-Weißen-
c Braunkohlenwerke A.G. leide ſtark unter Wagenmangel.

s würden zeitweiſe nur 30 Proz. der benöttkgten Wagen gelie-
fert. Man habe gewaltige Mengen Briketts auf Lager nehmen
und wiederholt Feierſtunden einlegen müſſen, weil die Abfuhr zu
ſtockend ſei. Der Magiſtrat verſprach, wiederholt beim Reichs
kohlenkommiſſar in Berlin im Jntereſſe einer beſſeren Verſorgung
mit Kohlen vorſtellig zu werden. Als Abgeordnete zum Pro-
vinziallandtage wurden gewählt Oberbürgermeiſter Dr. Rive,
Stadtbaurat Joſt, Stadtverordnetenvorſteher Jnſtizrat Dr. Keil,
Stadtverordnetenvorſteher Stellvertreter Juſtigrat Dr. Föhring
und Geh. Kommerzienrat Dr. Emil Steckner.

Ein ganzer Wagen mit BVrotkarten geſtohlen.
Die Stadt Berlin läßt die fertig gedruckten Brotkarten

durch Wagen, die von Soldaten begleitet werden, von der Buch
druckerei abholen. Ein Soldat führt als Kutſcher, mehrere Sol
daten zu Fuß begleiten ihn. Als einer jener vollbepackten

außerordentlich Wer P auf dem Gebiete der vaterländiſchen
Der z

Wagen Krzlich eine Swaftzenecke paſſierte, trat plötzlich ein Unker
offizier an den Wagen heran und beſahl der Mannſchaſt, den
Wagen nach der X.-Straße zu fahren. Als die Mannſchaften
den Hof verlaſſen hatten, kamen die Freunde des angeblichen
Unteroffiziers in der Tat war er gar nicht Soldat, ſondern
ein vielgefuchter Verbrecher und gingen an den Verkauf der
erbeuketen Brotkarten. Es gelang der Behörde, noch einen
Teil der Karten zu beſchlagnahmen und feſtzuſtellen, daß der
„Unkeroffizier“, deſſen Tat große Aehnlichkeit mit der des

„Hauptmanns von Köpenick* hat, geiſteskrank ſei.

Neuregelung des Kriegswucheertchts.
Der 'Arbeitsausſchuß der Preisprüfungsſtelle GroßBerlin

hat ſich mit der von den Reichsbehörden geplanten Neuordnung
der Kriegswucherbeſtimmungen befaßt. Es wurde beſchloſſen,
in Eingaben an den Reichskanzler und das r an
geſichts der Rechtsunſicherheit auf dem Gebiete des Kriegswucher-
rechts vor allem auf die Notwendigkeit einer ſchärferen geſetz
kichen Umgrenzung der Begriffe „übermäßiger Gewinn“ und
„übhermäßigen Preis“ hinweiſen. Bei allen Waren, bei denen

nicht beſtimmte Herkaufspreife oder Gewinnzuſchläge bereits be
hördlich feſtgeſetzt ſind, ſoll eine Preisbeſtimmung durch Berech-
nung eines prozentualen Bruttozuſchlages zu den Geſtehungs-
koſten für zuläſſig erklärt werden, und zwar grundſätzlich in
Höhe höchſtens desjenigen Prozentfatzes, der im Frieden beim
Verkauf als angemeſſen und üblich galt. Nur bei unverhält-nismäßiger Erhöhung der Ecſehungeioſten gegenüber dem
Friedensbetrage folle der Friedensprogentſatz nicht zugrunde ge
legt werden dürſen. Jnwiewert eine Steigerung der Geſtehungs-
koſten als un verhältnismäßig nicht anzuſehen wäre, wäre durch

befondere Bekanntmachung des Reichskanzlers für das ganze
Reich einhenittich feſtzuſetzen. Als Maßſtab hierfür ſollte der
Grad der Verteuerung der Lebenshaltung überhaupt dienen. Da
das Kriegswuchergeſetz nicht bloß bis zur Beendigung des Krie
ges, ſondern noch in die Zeit der Uebergangswirtſchaft hinein
in Geltung bleiben wird, ſo würde bei dieſer Regelung auch die
Möglichkeit gegeben ſein, die Grenzlinie von Zeit zu Zeit den
jeweiligen wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſprechend neu zu
ziehen und insbeſondere bei der während der Uebergangszeit vor
ausſichtlich eintretenden Senkung der Preiſe ſelbſt regulierend
auf die Preisbildung einzuwirken.

Zwei Mordtaten.
Zwiſchen Worms und Worms-Pfiffligheim wurde der

27Jahre alte Schreiner Georg Arnheiter aus Worms-Viiſflig-
heim auf freiem Gelände erſchoſſen aufgefunden. Dem Toten
war die Brieftaſche mit etwa 150 Mark geraubt. Jn Poſen-
Wilka hat ein Soldat den Stadtrat Richard Volkmann aus

mſalza, der als Hauptmann der Landwehr im Militärdienſt
ermordet.

Vom Auslande
3. Dezember. „Gaz e n

13. „Gazette de Lauſanne“ meldet aus Mo-den de im Tunnel bei Modane ein franzöſiſcher Urlauberzug

entgleiſt iſt, wobei achthundert bis neunhundert Menſchen ums
Leben gekommen ſein ſollen. Die Trümmer des Zuges hätten
Feuer gefangen.

Hanf S r in Halifcx.ax, 13. ember. Nach amtlicher Mitteilung beträdie Zahl der Toten Le dem Exploſionsunglück 1226 er en, W

denen 701 feſtgeſtellt worden ſind. 400 Perſonen w mißt.

Gerichtszeitung
Eine Verleumderin,

die behauptet hatte, in der Wohnung des Oberbürgermeiſters inAltenburg ſei ein Sack Mehl geſchafft worden, erhielt vom dor
tigen Schöffengericht 4 Wochen ängnis.

Apothekerpreiſe für Honig.
Berlin, 11. Dezember. Der im Ruheſtand lebende Amts

gerichtsrat Ernſt Pieſt in Fehrbellin hat ſich der Jmkerei zu
gewandt und betreibt jetzt ſeine frühere Liebhaberei als Gewerbe.
Er beſitzt 40 Bienenvölker. Jm November 1916 bot er öffentlich
Honig an, worauf ſich telegraphiſch, brieflich und telephoniſch
über 250 Käufer meldeten. Pieſt ſchrieb nun jedem einzelnen:
„Was zahlen Sie für Honig? Jn Berlin ſoll das Pfund ſchon
8 Mk. koſten.“ Jn dieſer Anfrage wurde eine verſteckte Preis-
treiberei erblickt, und es erfolgte Anklage wegen übermäßiger
Preisſteigerung. Ebenſo wie die erſte Jnſtanz in Fehrbellin, er
kannte die Strafkammer in Neuruppin auf 300 Mk. Geldſtrafe,
Auf die Reviſion des Angeklagten und der Staatsanwaltſchaft
wurde die Sache vom Kammergericht vor die Potsdamer Straf-
kammer verwieſen. Der Angeklagte, der früher in Landsberg
a. W. amtiert hatte und ſeit 1910 im Ruheſtand lebt, bekannte
ſich heute als Berufsimker und nahm daher das Recht für ſich
in Anſpruch, bei der täglichen fünfſtündigen Arbeit mit ſeinen
40 Völkern einen Stundenlohn von 1,50 Mk. zu errechnen. Mit
Rückſicht darauf komme ihm ein Pfund Honig auf 9,50 Mk. Als
Sachverſtändiger beſtätigte eidlich der Pfarrer Aiſch aus Neu-
ruppin die „Richtigkeit“ diefer Behauptung. Das Gericht wies
die Erläuterungen dieſes Herren mit ſeiner Apothekenrechnung
zurück, und wies es zurück, daß Geiſtliche und Lehrer, die haupt-
ſächlich nebenbei Jmkerei treiben, ſich ſolche Geſtehungskoſten
anrechneten. Rachdem Antrag des Staatsanwalts wurde der
Angeklagte wegen übermäßiger Preisſteigerung zu 300 Mk. Geld
ſtrafe verurteilt.

Hohe Strafen wegen Kriegswuchers.
Dresden, 10. Dezember. Das Landgericht Dresden ver-

urteilte den früheren Wirt des ſtädtiſchen Ausſtellungspalaſtes
in Dresden, Paul Arthur Hohlfeld, wegen Kriegswuchers zu
drei Monaten Gefängnis und 32893 Mk. Geldſtrafe, ev. wei-
teren zwei Jahren Gefängnis, ſeine Mitangeklagten, den Kauf-
mann Leopold Engel zu zwei Monaten Gefängnis und einer
Geldſtrafe im ſelben Betrage wie bei Hohlfeld, den Fleiſcher
meiſter Guſtav Hanenſtein unter Einrechnung einer früheren
Strafe zu fünf Monaten Gefängnis und 3260 Mark Geld-
ſtrafe. Es handelte ſich um den Verkauf von Speiſeöl und
einem Wagen Schmierſeife. Der Prozeß hatte ſchon im vorigen
Jahre einmal das Landgericht beſchäftigt. Alle drei Angeklag-
ten befinden ſich in günſtigen Vermögensverhältniſſen, Hohlfeld
zog ſich als reicher Mann ins Privatleben zurück. der Beweg-
grund iſt bei allen drei lediglich Gewinnfucht geweſen.

Der Prozeß Schoendorff.
Düffelderf, 12. Dezember. Als erſter Sachverſtändiger

wurde der ſtellvertretende Vorſitzende des Verbandes zum Schutze
der Deutſchen Tabakinduſtrie Küſtermann-Berlin vernom-
men. Er kam zu dem Schluß, daß die ihm hier in Düſſeldorf vom
Gericht übergebenen und gerauchten Zigarren aus dem unter An
klage ſtehenden Zigarrenabſchluß gut und ein wandfrei und
prefswert ſeien. Schließelich wurde der Zollaſſiſtent Kar-
kowſky vernommen. Er beziffert ihn auf über 88 000 Mk., was
einem Ruttzen von über 37 v. g gleichkommt. Da er ſelbſt die
Bezahlung für alle ſeine Ueber n während des Krieges als

einfacher Beamter an das Rote Kreuz abgeliefert habe, ſo habe
er es für ein ſchreiendes Unrecht ſten, wenn an ſich ſchon

ſchwerreiche Leute m noch Zehntauſende an einem engen ln Sheche i en ſeiner Gtnutkeſsa
en ör itteilu emacht, unddie Angelegenheit in Fluß gekommen. m gemgqh bo ſo

Die weitere Verhandlung in dem Prozeß gegen Kommerzien
rat Hermann Schoendorff und mehrere Mitangeklagte brachte das
Einſchreiten des Vorſitzenden Landgerichtsdirektors Paukſch ge
gen die Berichterſtattung. Vom Verteidiger des Kom
merzienrats Schoendorff, Juſtizrat. Liertz, wurde dieſer Auffor

e des Vorſitzenden gegenüber hervorgehoben, daß nicht nur
die Angeklagten, ſondern die gefamte Oeffentlichkeit ein Intereſſe
und ein Anrecht darauf haben, daß auch weiterhin über die Ver
handlungen berichtet wird. Zeuge Juſtizrat Cohen- Düſſeldorf,
der dem Aufſichtsrat der Gebrüder Schoendorff A. G. angehört
bekundete, er habe kein Bedenken geträgen, das Zigarrengeſchäft
paktetgemigen Eine ganze Reihe von Zeugen ſtellen der ge
chäftlichen und perſönlichen Ehrenhaftigkeit der Brüder Schoen
dorff das denkbar beſte Leumundszeugnis aus.

Handel Verkehr Volkswirtſchaft
Die Hannoverſche Brauereifuſton,

Dem Konſortium, beſtehend aus Aktien-Geſellſchaft Vereinsbrauerei HerrenhauſenHanneover, Lindener ter e und
Städtiſche Lagerbierbrauerei Hannover ſind bereits auf das be
kannte Angebot hin rund 600 000 Mk. Aktien der Bürgerkichen
BrauhausAktienGefellſchaft zum Kurſe von 210 Proz. angeſtllt.

Letzte Depeſchen
Heeresbericht

Großes Hauptquartier, 14. Dezember.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

„Jn Flandern war nur in wenigen Abſchnitten das
Artillerieſeuer lebhaft. Oeſilich von Bullecourt verſuchten
die Engländer die verlorenen Gräben wieder zu nehmen. Unter
blutigen Verluſten wurden ſie zurückgeſchlagen. Hier wie bei
einem eigenen Vorſtoß füdlich von Pronville blieben Ge
fangene in unſerer Hand. Südlich von St. Quentin fügten

W r Feinde durch heftigen Minenüberfall erheblichen
aden zu.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz. e
Ein deutſcher Erkundungsvorſtoß brachte nordöſtlich von

Craonne Gefangene ein.
Heeresgruppe Herzog Albrecht.

Nördlich von St. Mihiel, nördlich und öſtlich vor
Nancy, ſowie am Hartmannsweilerkopf tieFeuertätigkeit der Franzoſen. eyes

Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
Die Waffenſtillſtandsverhandlungen dauern an.

Mazedoniſche Front. e
Nichts Veſonderes.

Jtalieniſcher Kriegsſchaupkaß. e
An einzelnen Stellen zwiſchen Vrenta und Piave kam

es in Verbindung mit kleineren Unternehmungen zu heftigen
Artilleriekämpfen.

Erſter Generalquartiermeiſter Ludendorff.
58 000 To. U-Bootsbente.

Berlin 13. Dezember. (Amtlich) Jm Mittelmeer
wurden wieder 12 Dampfer und 6 Segler mit über 50 000
Br.R.-To. von unſeren Unterſeebooten vernichtet. Die
Mehrzahl der Dampfer wurden trotz ſtärkſter Sicherung durch
UBootsjäger, Zerſtörer und Fiſchdampfer aus Geleitzügen
herausgeſchoten. Lebhafte Gegenwirkung der Geleitfahrzeuge
blieb in allen Fällen erfolglos. Der Transportverkehr nach
Jtalien und den Kriegsſchaupkätzen im öſtlichen Mittelmeer
erlitt erhebliche Einbuße. Jm Beſonderen konnte ein großer
verſenkter Dampfer als Truppentransportſchiff nach
Jtalien erkannt werden. Bei einem anderen wurde die Ve-
ſtimmung nach Saloniki feſtgeſtellt. Unter den vernichteten
Schiffen waren ferner die bewaffneten engliſchen Dampfer
„Karama“ (5285 To.), Kohiſt an (4732 To.) und „O vi de
(4159 To.), dann ein mit mindeſtens acht Geſchütz en be
waffneter Hilfskreuzer, deſſen Beſatzung beim Untergang
namhafte Verluſte erlitt.

Verlin, 14. Dezember. (Amtlich.) Gleichzeitig gegen
den Handelsverkehr an der engliſchen Küſte haben am 12. De
zember leichte Streitkräfte unter Führung des Kapitänleutnemts
Kolbe (Hans) den Geleitzugverkehr Bergen-Shetlands erneut
angegriffen. Der Geleitzug, beſtehend aus 6 Dampfern von
insgeſamt 8000 Br.-R.To, darunter ein bewaffneter engliſcher
Dampfer, ſowie der engliſche Zerſtörer „Partridge,
4 armierte Vewachungsfahrzeuge und 2 Dampfer wurden ver-
nichtet. Der engliſche Jerſtörer „Pollew“ entkam beſchädigt.
Unſere Streitkräfte ſind ohne Verluſte mit einer größeren Zah
Gefangener, darunter 4 Offiziere, zurückgekehrt.

Die ruſſiſche Nationalverſammlung-
Berlin, 14. Dezember. Ueber die angebliche Eröffnung

der verfaſfunggebenden Verſammlung wird laut
„B. T.“ in den Pariſer Zeitungen geſagt, die Verſammlung ſei
am Dienstag nachmittag im Saale des revolutionären Ko-
mitees eröffnet worden. Trotzky foll die Entente regie-
rungen in einer Art Altimatum aufgefordert haben, ſich bis
zum 12. über das Friedensprogramm der Boklſchewiki auszufpre
chen. „Temps“ erklärt, die Alliierten würden ſelbſtverſtändlich
nicht anworten.

Kerenski in Sibirien.
Berlin. 14. Dezember. Nach einer unverbürgken Meldung

ſoll Kerenski der neuen ſibiriſchen Regierung als Finanzminiſter
angehören,

7

Geheimſitzung des engliſchen Unterhaufes.
London, 13. Dezember. (Reuter.) Unterhaus. Bei der Er

örterung des Berichtes über die Kreditvorlage beſprach der radi
kale Abgeordaete King gewiſſe Seiten der Auswärtigen Ange
legenheiten unter lautem Einſpruch, den er nicht beachtete. Dar
auf ſprach ſich Lord Robert Cecil für eine Geheimſit-
zung des Hauſes aus. Dieſe fand ſtatt und dauerte nur
Zeit. Alsdann vertagte ſich das Haus.

Die heutige Nummer umfaßt 8 Seiten.
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Statt besonderer Anzeige.
Am Mittwoch, den 12. Dezember, ist mein lieber

Mann, unser guter Vater und Schwiegerwvater,

der Königliche Kreisarzt, Medizinalrat

Dr. Karl Steinkonnf
im Alter von 54 Jahren sanft eingeschlafen.

Merseburg, Dezember 1917.

Johanna Steinkopff geb. Henning.
Hugo Steinkopff.
Werner Steinkopff.
Emmy Gwallig.

Die Einäscherung nd Trauerfeier findet am Dienstag, den 18. Dezember,um 2 OWhr, im smeloum in Leipzig statt.

Beileſdsbesuche werden mit Dank abgelehnt.

ö Jhre am ]2, Dezember 19]7 in Goslar o)
vollzogene

Kriegstrauung
zeigen ergebenſt an

R. Wagner und frau
Erna geb. Wehmeyer,

2
die Feſiſel- Kmincher- m

Heräteausſtellung

am 15. und 16. Dezember 1917
im „Neuen Schützenhaus“ hier

iſt wegen ſeiner überraſchend ſtarken Beſchickung

äußerſt ſehenswert.
Zum Beſuch vom 15., mittags 11 Uhr bis 16., abends8 Uhr ladet freundlichſt ein

Die Ausſtellungsleitung.

Junge Beamtentochter
die perfekt in Buchhaltung, Schreibmaſchine und Steno-
graphie iſt, ſehr gute Allgemeinbildung beſitzt und über guteZeugniſſe und Empfehlungen verfügt, ſucht paſſende Stellung
bei Behörden oder in größerem Kontor. Angebote ſind zu

e richten unter W. P. an die Geſchäftsſtelle des „Merſeburger
El Tageblatts“.

Für Betriebsleiter gut gr,
Rittergut wird zum 1. 1. 19
ein tüchtiges

Alleinmädchen

geſucht. Näh. brieflich durch
Frl. Marg. Ehlert,

Voigtſtedt i /Thür., Gut III
Suche ſofort ein älteres,

ehrliches

Mäcdoehen
oder eine unabhängige Frau
für Geſchäftshaushalt bei gu-
tem Lohn und guter Be
handlung
Frau Anna Naundorf,

Merſeburg, Oelgrube 5.

Wer erteilt einem
jungen Herrn
Mandolinen-
Unterricht?

Offerten unter H. H. an
die Geſchäftsſtelle dieſes
Blattes.

Gutmöbl. Zimmer

(evt. J zwei), möglichſt
m. elektr. Licht, zum 1.
Januar geſucht. Offert.
m. Preis unter K. 50 an
die Geſchäftsſtelle dieſes
Blattes.
Milchziegen, ianmeeren

h h

kauft Kupfer, Rodden Nr. 3.

die er sichAn den Folgen einer Verletzung,
bei Ausübung seines Berufs zuzog, verstarb am

13. Dezember unser Verlader

Wir verlieren in ihm einen bewährten und
rechtschaffenen Arbeiter, der 27 Jahr lang
unserer Firma in Treue gedient hat. Sein An-
denken werden wir jederzeit in Ehren halten.

Gebr. Dietrich
G. m. b. H.

Merseburg, den 14. Dezember 1917.

e e e Se ccccccrcccec-cgg c he Amen J
riegsſ wiſtenuns

in der „Funkenburg“
jeden Gonntag von 12——3 Uhr mittags

Eintritt frei geöffnet. Eintritt frei.

c S neececercececececcccec53]
F unſonhurg.

Sonnabend u. Sonntag, den 15. u. 16 Dezbr.,

e

abends 7 Uhr:
2 volkstümliche Abende

der berühmten

L J t veipziger Seidel-Sänger.
I Vollſtändig neue, zeitgemäße Darbietungen.
U. a.: Neu! Dir. Arthur Seidel in ſeinem Klage-

lied über „Fettloſe Tage“.
Neu! Jm Forſthaus. Lebensbild in 1 Akt. Neu!
Neu! Curt Weilhmannm in „Deibchen's Erlebniſſe“.

Neu! Charakter und Verwandlungs-Duett.
Neu! „Aus der guten alten Zeit“ O. Lemke.
Neu! Georg Bür mit neuen zeitgemäßen Schlagern.

Drei Frauen und ein Mann.
Neu! Orig.-Humoreske der Seidel-Sänger. Neu!

Neul Georg Robin in ſeiner neueſt. Verwandlg.-Szene.

t Sperrſitz 1.00 Mk., Num. Plätze80 w. 2. Plag Pf., ſind im Zigarren Geſchäft von
v. Fuchs und in der Tunenkrrs zu haben.

Saalöffnung: 5 Uhr.

e

Verantwortliche Redaktion Politik:
Verlag und Druck: Merſeburger Druck- und Verlagsanſtalt, L. Baltz, ſämtlich in Merſeburg.

e e

gicſhreß ſir Speiſekartoffeln.

Auf Grund der Anordnung des Herrn Vorſitzenden desKreisausſchuſſes vom 7. September 1917 Nr. 4996 K. W.
zur Durchführung der Verorönung über die Kartoffelver-
ſorgung im Wirtſchaftsjahr 1917/18 und der Verordnung
über Saatkartoffeln aus der Ernte 1917 veröffentlicht in
Nummer 213 des Merſeburger Tageblattes vom 12. Sept.
1917) wird hiermit im Einverſtändnis mit dem Herrn Vor-
ſitzenden des Kreisausſchuſſes für den Bezirk der Stadt

Merſeburg der r für Speiſekartoffelnmit Wirkung vom 15. Dezember 1917 ab
auf 7 Pfennig für das Pfund

feſtgeſetzt.

Merſeburg, den 13. Dezember 1917.
G eſch-Nr. L. A. II. 3090/17. Der Magiſtrat.

BGIBBIBBIBBRBBBBB
a Während der letzten 10 Tage m

vor dem Feste sind meine Geschäfisräume

von früh 8s Uhr bis abends 7 Uhr

äll vährend er Atagseet

für den Verkauf geöffnet.

In den meisten Artikeln

besonders in fertiger Bekleidung
sind noch reichliche Vorräte vorhanden.

0T70 008k0WITZ.
Mode- und Ausstattungshaus.

e e
Ehe mee

2

EEEE s e

a 44Tivoli in Merseburg.
Sonnabend den 15. Dez. 191, abends /28 Unr:

Wehltättgheſts-Abend
W

I zum Besten der Weihnachts-
An bescherung hiesiger Lazarette.

Mitwirkende: Maria Kampf, Halle (Gesang.) ſE)]Kapellmeister Däme, Kauenberg und Ruppe,
a en e F Wpeterkotys des Mansfeld. eid- S

rt Tsei gaartett, Halie, Angehörige der S
t. F.Oberiehrer Schaefer, 2. Zt. im Heeresdienst

m (Vortrag). mSolis für Gesang und Violine, Instrumental- e
22 Musik, Gesangsquartetie und Vortrag: c

am „Eine ernste Friedensgefahr.“
Karten zu 2,00, 1,00 und 0,50 Mark im a

I Vorverkauf bei Herrn Frahnert und an V
der Abendkasse.

23 eIch

Kammer-Liehtspiele!!
Kl. Ritterstr. 3. Fernruf 529.

Ab Freitag bis Montng?
hädhte es brauens!

Hervorragendes spannendes Drama in 4 Akten mit

„ILu Syndl!“
einer erstklassigen Frauenschönheit und Filmstern in der

Hauptrolle.

„Der Verschönerungsverein!!“
Tolle Filmposse in 3 Akten.

Außerdem ein gutgewählter Nebenspielplan.
Anfang 7 Uhr. Anfang 7 Uhr.

Roßfleiſch- und Fleiſchwaren- Verkauf
findet am 15. Dezember 1917 ſtatt

bei Hoffmaunn, Obere Breiteſtraße Nr. 4
vorm. von 9--10 Uhr auf die Ordnungsnummern 101--200

10 I 201-—300nachm. 2-3 301—400v 2-4 v 401--5004 501—600

656 t 601--700Ein Anſpruch auf eine beſtimmte Art von Fleiſch oder

Fleiſchwaren beſteht nicht.
Merſeburg, den 13. Dezember 10917.

Das ftädtiſche Lebensmittelantt.

I Aufmerksameo
Bedienungr e

Karl Tänzer

Leinen- und Baumwollwaren

lischrenge, Handtücher, Hauswäsche

bettfedern. und Betten.

III 2 5

3
3 Moerseburg Adolf Schäfers Nachf. Entenplan 7

13 Spezialgeschüätt
3 ar

00050 h

2

ehe

9 Fernspr. 259.e

9000000 o 0000000Solide oo00 o GroßeQualitäten. Auswahl.
ZFn Osterm

Lehrling
für DPruckerei und Setzerei stellt ein
Merseburger Iagedlatt, ters 4

L. Baltz, Lokales und Vermiſchtes: K. H. Görbing, Sport und Anzeigen: M. Hochbeimer.
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Beilage zu Ar. 293 des Merſeburger Tageblattes
Kreisblatt

Sonnabend, den 15. Dezember 1917.

Der Stand der Wahlrechtsfrage.
Nach fünftägiger Verhandlung hat das preußiſche Abge

ordnetenhaus die Vorlagen über die Aenderung des Wahlrechts
und der Wahlkreiseinteilung, ſowie über die Umgeſtaltung des
Herrenhauſes einer Kommiſſion von fünfunddreißig Mitgliedern
überwieſen. Damit hat die Linke, inſonderheit die Fortſchritt-
liche Volkspartei, eine unbeſtrittene Niederlage erlitten; denn,
wie erinnerlich, ging ihr Streben in erſter Linie darauf hinaus,
die Wahlrechtsvorlage für ſich geſondert zu behandeln und die
Umgeſtaltung des Herrenhauſes nach Möglichkeit dem bereits
nach den neuen Grundſätzen gewählten, alſo ſtark nach links
orientierten Abgeordnetenhauſe vorzubehalten. Durch dieſe
Rechnung hat die Mehrheit erfreulicherweiſe einen Strich ge
ogen und die drei Vorlagen auch ohne Bindung durch einMantelgeſetz als das behandelt, was ſie in Wahrheit ſind als

ein untrennbares Ganze, das nur als ein ſolches erledigt werden
kann.

Was nun die Ausſichten der wichtigſten der drei Vorlagen,
der Wahlrechtsvorlage, anbetrifft, ſo iſt deren Schickſal im Ver-
laufe der fünftägigen Verhandlungen nicht überſichtlicher ge
worden. Feſt ſteht allerdings nach wie vor, daß gegen den
Regierungsentwurf in der vorliegenden Faſſung eine unbedingte
Mehrheit vorhanden iſt, die ſich aus Konſervativen, Freikonſer-
vativen, Nationalliberalen und dem Zentrum zuſammenſetzt.
Andererſeits aber kann es nicht minder als ſicher gelten, daß
inſierhalb dieſer Mehrheit auf ſeiten der Mittelparteien eine
m Neigung zutage tritt, ſich grundſätzlich mit dem gleichen
Wahlrecht abzufinden und lediglich durch Schaffung beſtimmter
„Sicherungen“ ſeine naturnotwendige und radikaliſierende Wir-
kung einzudämmen. Und zwar läßt ſich an der Hand der ein
zelnen Beratungstage ziemlich genau feſtſtellen, daß dieſe Nei-
gung ſowohl bei den Nationalliberalen, als auch bei den Frei-
konſervativen mit jedem der fünf Verhandlungstage weitere
Fortſchritte gemacht hat, während das Zentrum ja bereits zu
Beginn der Ausſprache ſeine Bereitwilligkeit deutlich zu er-
kennen gegeben hatte, innerhalb der Regierungsvorlage nach
einer vermittelnden Löſung zu ſuchen. Sprach z. B. der erſte
nationalliberale Redner, Amtsgerichtsrat Dr. Lohmann, noch
klar und deutlich von einem nur „kleinen Teile“ ſeiner Fraktions-
kollegen, der mit gewiſſen Einſchränkungen allerdings
für das gleiche Wahlrecht zu haben ſei, ſo verſchwand bereits
am folgenden Tage aus dem Stenogramm ſeiner Rede das
Wörtchen „klein“, und in progreſſiver Steigerung trat ſeitdem
die alte nationalliberale Taktik des „einerſeits-andererſeits“ mehr
und mehr in ihre Rechte. Eine ganz ähnliche Entwicklung ging,
wenn auch mit etwas größerer Zurückhaltung, ſeit der einleiten
den Rede des Freiherrn von Zedlitz bei den Freikonſervativen
vor ſich, ſo daß ſich die Konturen eines Kompromiſſes in der
Wahlrechtsfrage zwar noch nicht in voller Schärfe, aber doch
immerhin etwas mehr als ſchemenhaft erkennen laſſen.

Eine andere Frage iſt es freilich, ob für das von den Mittel
parteien zweifellos angeſtrebte Kompromiß nun auch wirklich
ein gangbarer Weg zu finden ſein wird. Vorderhand hängt der
Begriff der eingangs erwähnten „Sicherungen“ noch vollkom-
men in der Lufſt, und es iſt auch ſchwer einzuſehen, auf welche
Weiſe gegen die radikaliſierende Wirkung des gleichen Wahlrechts
greifbare, bezw. ausreichende Kautelen geſchaffen werden ſollen.
Ehe die Löſung dieſer Frage ſich aber nicht in ungefährer
Deutlichkeit abzeichnet, wird auch über die Ausſichten der Wahl-
rechtsvorlage wenig oder nichts zu ſagen ſein, um ſo mehr, als
die Haltung der Mittelparteien, insbeſondere des Zentrums,
ſtark von taktiſchen Erwägungen beeinflußt wird, deren Gewicht
für r entſcheidenden Augenblick heute noch nicht zu beſtim-
men iſt.

Wefſentlich einfacher dürfte es um das Schickſal der beiden
anderen Vorlagen, namentlich derjenigen der Umgeſtaltung des
Herrenhauſes, ſtehen. Wie die Debatte am letzten Tage er-
kennen ließ, ſind die Mehrheitsparteien in dieſer Richtung be-

—J[--—- areits zu einem unausgeſprochenen, aber grundſätzlichen Einver-
nehmen gelangt, das eine Ablehnung der Regierungsvorlage
ausſchließt, und das dem Entwurf einige weſentliche, hauptſäch-
lich den Mittelſtand berückſichtigende Verbeſſerungen zuteil
werden laſſen wird.

Preußiſcher Landtag
Vom Abgeordnetenhaus.
Die Kohlenfrage im Landtage.

Berlin, 13. Dezember. Das Abgeordnetenhaus verhandelte
heute über die Fragen der Kohlenverſorgung, die bereits
den verſtärkten Staatshaushaltsausſchuß ſehr eingehend beſchäf-
tigt haben. Seitens des Ausſchuſſes ſind zahlreiche Anträge ge
ſtellt, welche u. a. verlangen: Hebung der Kohlenförde-
rung und frühzeitige Bereitſtellung der für die Verbrau-
cher notwendigen Mengen. Beſonders ſollen die Handwerker und
kleinen Gewerbetreibenden, die land wirtſchaftlichen Neben-
betriebe, die Molkereien, Brennereien und Trocknereien, ebenſo
die Zuckerfabriken berückſichtigt werden. Die im Bergbau be-
ſchäftigten Leute ſollen hinreichend mit Schuhwerk und Arbeits-
kleidung verſorgt werden. Zur Abfuhr der Kohlen ſollen Mili-
tärfuhrparkkolonnen zur Verfügung geſtellt werden, ebenſo Pferde
oder Kraftfahrzeuge. Eine ausreichende Belieferung der Gas-,
n krigitäts. und Waſſerwerke ſoll unbedingt ſichergeſtellt wer-
en.

Schulze-Pelkum (konſ.) bemängelt die Kohlenverteilung, da
ſie nicht habe verhindern können, daß auch hier ein Schleichhan-
del entſtanden ſei. Von den Zechen und den Kohlenhändlern
ſeien vielfach Kohlen gegen Geld nicht zu bekommen, wohl aber
gegen Lebensmittel. Die Kohlennot ſei hauptſächlich eine Folge
des Wagenmangels. Redner beſpricht die Verkehrseinſchränkun-
gen und warnt vor weiteren Maßnahmen in dieſer Richtung.

Abg. Vogelſang (Z.) kann als chriſtlicher Gewerkſchaftsfüh-
rer den Bergarbeitern das Zeugnis geben, daß ſie durch ihre Ar
beitsleiſtungen ihre vaterländiſche Pflicht in vollem Uufange er-
füllen. Redner beſpricht im Anſchluß daran den Wechſel in der
Leitung des Kriegsernährungsamts, der von den breiten Maſſen
aufs höchſte bedauert werde, weil der erſte Leiter des Amtes das
volle Vertrauen der Bevölkerung beſeſſen habe.

Der Handelsminiſter Dr. Sydow führte aus, daß die Stein-
kohlenbeförderung der Friedensförderung ſchon wieder ziemlich
nahe gekommen ſei und die Braunkohlenförderung ſie ſogar über-
ſchritten habe und daher die Kohlenknappheit auf den gewaltig
geſtiegenen Bedarf und auf die Transportſchwierigkeiten zurück-
zuführen ſei. Eine weitere nennenswerte Steigerung der För-
derung ſei wegen des Perſonalmangels nicht mehr zu erwarten.
Zur Erhaltung der Arbeitsfreudigkeit der Bergarbeiter ſei alles
Mögliche durch Fürſorge für die Ernährung und durch Lohn-
erhöhungen geſchehen. Von einer weiteren Preisſteigerung der
Kohle im Januar könne keine Rede ſein.

Der Reichskommiſſar für die Kohlenverteilung Geh. Berg-
rat Stutz rechtfertigte die Maßnahmen, die er zur Verbeſſerung
der Lage ergriffen habe. Die Organiſation ſei jedoch zu plötzlich
gekommen, um ſchon ideal zu ſein, aber es werde fortgeſetzt an
der Verbeſſerung gearbeitet, ſodaß in wenigen Wochen die jetzi
gen, durch die Transportſchwierigkeiten beſonders geſteigerten
Mängel in der Kohlenverſorgung werden behoben werden können.
An das Ausland würden Kohlen nur gegen entſpre-
chende Gegenleiſtungeen geliefert.

Die weitere Beratung wurde auf Freitag vertagt. Zunächſt
wird aber morgen die Frage der Teuerungszulage für
die Beamten beſprochen werden.

Politiſche Rundſchau
Deutſches Reich

Neue Ritter des Pour le merite.

Der „Reichsanzeiger“ meldet die Verleihung des Ordens
Pourle merite an den Oberſten Koenemann, an die

ſtaatsſekretär

nMaſore Soelhardt und Beſel er und anr Beſ nd an den Haupt
Ernennungen.

Der „Reichsanzeiger“ veröffentlicht die Ernennung des
Unterſtaatsſekretärs im Königlich Preußiſchen Miniſterium
Handel und Gewerbe Dr. Göppert zum Kaiſerlichen Unter
t im Reichswirtſchaftsamt unter Verleihung des

Charakters als wirklicher Geheimer Rat mit dem Titel Exzelkenz.
Heydebrand und Oldenburg über das Wahlrecht.

Danzig, 12. Dezember. Die Hauptverſammlung der Ver
einigung der Konſervativen Weſtpreußens
wurde heute durch die Teilnahme des Herrn von Heyde-
brand und des populären Konſervativen der Heimat, Herrn
von Olden burg, eine Verſammlung großen Stils. Ueber
zweitauſend Perſonen füllten die Sporthalle. Herr von
Heydebrand übte gleich am Anfang ſeiner Rede herbe
Kritik an der Reichstagsmehrheit, indem er ſagte,
ſie habe es verſtanden, Unruhe und wieſpalt in das
deutſche Volk hineinzutragen. Sie habe ſich die
Not des Vaterlandes zunutze gemacht, um Zuge
ſtändniſſe und Rechte zu erringen, die ſie im Frieden
nicht erreichen könnte. Daß der neue Kanzler ſich von
dieſer Mehrheit auf den Schild erheben ließ, bedeutet
einen Wendepunkt in der Geſchichte. Mit einer Aende-
rung des preußiſchen Wahlrechts, die nicht nur der
Wunſch der Parteien, ſondern auch der allerhöchſte Wille ſei,
müſſe man ſich abfin den. Nur das Wie ſei die Frage.
Redner gibt zu, daß das jetzige Wahlrecht ſeine Schattenſeiten
habe. Der Geldbeutel dürfe nicht allein das Merkmal des Wohl
rechts ſein. Wenn es aber geht, wie die Vorlage will, ſo ziehen
140 Sozialdemokraten in den Landtag, 40 Polen ſtatt der bis
herigen 12, 50 Freiſinnige ſtatt bisher 30. Er ſchildert, was
von einer ſolchen Mehrheit in der Schule, in der Kirche und in
der inneren Politik zu erwarten ſei, und wohin die kommuniſti
ſchen Gedanken der Sozaldemokraten führen müſſen. Dieſes
Prinzip habe auch in der Tätigkeit der Regierung Fiasko ge-
macht: Verzettelung und Verſchwendung der Lebensbedürfniſſe
durch die Verwaltung und durch die Ausſchaltung des Handels.

Kammerherr von Oldenburg teilte zunächſt mit, daß
er jetzt ſeinen Abſchied von der Armee genommen habe,
um ſich ſeinen vielen Heimatsaufgaben zu widmen, um auch
wiederpolitiſchfechten zu können, denn dies ſolle man
in der Uniform nicht tun. Man habe bisher immer die führen-
den Männer in den leitenden Stellen außerordentlich geehrt,
im Bewußtſein, ſie ſeien Beauftragte des Königs und Kaiſers.
Wenn ſie jetzt Beauftragte der Majorität des Reichstages ſind,
ſchwindet der Glanz erheblich, namentlich in den Augen der Kon
ſervativen, die von einer parlamentariſchen Regierung nichts
wiſſen wollen. Ein Miniſtergehalt von 50000 Mark, freies Licht
und freie Heizung genügen nicht, um auf das Publikum einen
erheblichen Eindruck zu machen. Wenn das vorgeſchlagene
Wahlrecht in Preußen Geſetz wird, ſo wird Bethmann Hollweg,
Dr. Michaelis und Hertling ein Miniſterium Scheide-
mann und die Diktatur folgen. Für ruſſiſche Zu
ſtände ſind wir nicht reif. Der Mehrheitsbe-
ſchluß des Reichstages koſtete uns Ströme von Blut.
Die Antwort an den Papſt ſei nichts anderes als die Friedens
reſolution. Bei der Neuverteilung der Aemter im Reiche und
in Preußen haben ſich die Konſervativen bisher nicht r
ſie haben eine reine Weſte behalten und wollten nicht
dem Parteikopf kochen mit dem Blute der Soldaten.
Wenn in Preußen ein allgemeines gleiches Wahl
recht eingeführt wird, dann haben wir den Krieg ver
loren. Wenn das alte Preußen, wenn der Militarismus zu
ſammenbreche, dann nützten uns alle Siege nichts, dann würden
die geſiegt haben, die wir mit den Waffen bezwangen.
ſere Zukunft ſtehe allein auf dem Schwerte und auf den Adlern
unſerer Soldaten.

Der verfloſſene Reßßdorf.
Roman von H. CourthsMahler.

38 (Nachdruck verboten.)
„Jch will Jhnen nur verraten, wer mir den Kopf zurecht-

geſetzt hat. Mein Schweſterchen, ſie iſt immer, ſeit ſie erwachſen
iſt, gewiſſermaßen mein Gewiſſen, mein kleiner Schutzgeiſt ge
weſen. Wenn ich mich nicht ganz verloren habe, danke ich es
ihr zuerſt. Jch will mich nicht beſſer machen, als ich bin. Bei
Jhnen wäre das ohnedies verlorene Mühe. Vielleicht gibt es
manche Entſchuldigung wie für jeden menſchlichen Fehler
aber die will ich gar nicht erſt anführen. Genug, Käthe kennt
meine ganzen Torheiten und geht gelegentlich ſtreng mit mir
ins Gericht. Nur davon wußte ſie nichts daß ich Jhnen
einmal ſehr wehe getan habe daß ich Jhnen gegenüber das
ſchlechteſte Gewiſſen habe. Das drückte mich ſchon lange. Was
Käthe von mir weiß und wofür ſie mich ausgeſcholten hat, das
dünkt mich nur noch halb ſo ſchlimm. Und da hab' ich mir neu-
lich ein Herz gefaßt und habe ihr gebeichtet. Jch habe mich
nicht geſchont, glauben Sie mir das. Und Käthe Nun ſie
hat mir zu der Ueberzeugung verholfen, daß ich mich Jhnen ge-
genüber bedauerlich im Ton vergriffen habe. Jch bin in mich
gegangen und fühle mich nun von dem Ehrgeiz erfaßt, Käthe
zufrieden zu ſtellen. Ach, die kleine Käthe hat einen ſo unbe-
ſtechlichen, ehrlichen Charakter. Käthes Verſchwiegenheit bin ich
trotzdem ſicher. Jch geſtehe Jhnen aber offen, daß ich ſo zer-
knirſcht bin, daß ich ſelbſt meinem Manne beichten würde. Aber
es würde ihm Ruhe und Glück koſten und das hat er nicht
um mich verdient. Nur ſeinetwillen ſchweige ich auch in Zu
kunft. Und wenn ich Sie nun auch meiner Schweſter gegen
über des Schweigens über dieſe Angelegenheit entbinde, meines
Mannes wegen bitte ich, allen anderen Menſchen gegenüber auch
ferner m Jhre Verſchwiegenheit.“

Reßdorf atmete auf.
„Darauf können Sie unter allen Umſtänden jederzeit

bauen, gnädige Frau. Aber ich bin Jhnen ſehr dankbar, daß
Sie Jhr Fräulein Schweſter ins Vertrauen gezogen haben, es

iſt mir ſehr lieb. Warum, das ſage ich Jhnen vielleicht ſpäter
einmal.

Sie reichte ihm mit einem feuchtſchimmernden Blick die
Hand.

„Ja es iſt gut ſo ſehr gut. Und nun auf ehrliche
Freundſchaft wollen Sie

Er küßte ihre Hand.
„Auf ehrliche Freundſchaft,“ ſagte er warm und herzlich.
Sie nickte ihm zu.
„Und nun gehen Sie, lieber Freund, laſſen Sie mich al-

lein. Es iſt nicht nötig, daß man uns hier allein findet. Herr
von Dieſterfeld widmet Jhrer Perſon eine ſo bewunders-
werte Aufmerkſamkeit, daß er ſich ſicher die Gelegenheit zu ei-
nem Klatſch nicht entgehen laſſen würde, wenn er uns hier bei-
ſammen ſähe.“

Er folgte ihrem Gebot und zog ſich gleich darauf zurück.
Marianne ſah ihm lächelnd nach. Dann ſeufzte ſie tief

auf.
„Jch glaube, ich werde alt! Wenn Frauen anfangen, an-

dere zu beglücken, dann iſt das ein bedenkliches Zeichen. Oder
oder ſollte ich doch das Talent in mir haben ſelbſtlos zu

ſein ſelbſtlos wie eine Mutter
Ein Schauer flog über ihren Körper und ſie preßte die

Hände feſt zuſammen.
„Lieber Gott lieber Gott ich will ja gut werden

gut und ſelbſtlos,“ flüſterte ſie, und in ihren Augen lag ein
ſeltſam weihevoller Glanz.

Gleich darauf trat ihr Mann in das Zimmer und eilte auf
ſie zu mit einem aufleuchtenden Blick.

Betroffen faſt von ihrer wunderbaren Schönheit ſah er ſie
an, und ſein Herz klopfte wie das eines Jünglings, der die Ge
liebte zum erſtenmal allein ſieht.

„Mariannchen wie ſchön du biſt wie wunderſchön
ſo ſah ich dich noch nie.“

Da drückte ſie ſeine Hand aufatmend an ihr Herz und, ſich
an ſeinen Arm lehnend, ſah ſie mit einem weichen, hingeben
den Blick zu ihm auf.

Lieber lieber Kurt.“

Er drückte ihren Arm feſt an ſich und küßte ſie ſchnell und
verſtohlen.

„Herzensſchatz kann es Menſchen geben, die glücklicher
ſind als wir fragte er mit verhaltenem Jubel in der Stimme.

Sie lächelte zu ihm auf, und eine heiße Sehnſucht überflu
tete ihr Herz, ſo glücklich ſein zu können, wie er es war. Und
ein Gedanke zuckte atemraubend durch ihre Seele.

„Nur wer ganz in einem anderen Menſchen aufgeht, der iſt
J.vollkommen glückhk e

„Fordere das Schickſal nicht heraus, Kurt,“ ſagte ſie leiſe
Er lachte jungenhaft froh.
„Ach, Mariannchen wirſt doch nicht abergläubiſch ſein.

Wir tragen doch unſer Glück in uns ſelbſt, nichts kann es uns
ſtören. Und nichts fehlt uns zu unſerem Glück.“

„Nichts als ein Kind ein liebes holdes Kind ach
in einem Kinde könnte auch ich aufgehen und mein eigenes

Jch vergeſſen. Das wäre das echte Glück für mich,“ dachte Ma-
rianne, von neuem erſchauernd. Aber ſie ſprach es nicht aus.

Langſam, mit weltfremdem, ſinnendem Blick kehrte ſie am
Arme ihres Gatten zur Geſellſchaft zurück. Sie ſah Reßdorf
bei Käthe ſtehen und ſah den Glanz inneren Glückes in ihren
Geſichtern.

Das machte ſie froh. Sie fand ſich nun ſchnell in die Wirk
lichkeit zurück, und als jetzt Botho Schlomitten zu ihr trat und
ihr lachend erzählte, wie der Baumeiſter Dieſterfeld zum Beſten
halte, da lachte ſie fröhlich auf.

Jhre und Bothos Fröhlichkeit zog noch andere Gäſte her
bei. Es wurde ſehr luſtig und fidel in der Ecke, wo ſie ſaßen.
Käthe ſagte neckend zu Botho:

„Brich, o Herz, was liegt daran.
Er gab ihr einen kleinen kameradſchaftlichen Naſenſtüber.
„Unterbrich den Heilprozeß nicht, ich bin eben dabei, mich

in deine Schweſter zu verlieben. Sie ſieht heute entzückend
aus.“

Käthe nickte bedächtig.
Abwechslung muß ſein.

(Fortſehzunz ſoll



Aus Stadt und Umgebung
Den Tod fürs Vaterland

ſtarb im der Landwirt Rudolf Spzier aus dem be-
nachbarten Meuſchau. Ehre ſeinem An nken!

Auszeichnung.
Das Eiſerne Kreuz 2. Klaſſe wurde dem Musketier Oswald

Wittig, Sohn der Witwe Emilie Wittig, Klauſentor 3, ver
Rehen.

Die Ausgabe der Zuſatzmarken
für werdende Mütter, Wöchnerinnen und Kranke auf Grund
ärztlicher Verordnung, ſowie für Speifewirtſchaften, findet mor
gen im Laden der Burgſtraße 13 vorm. 8--1 und nachm. 43 bis
546 Uhr ſtatt.

Den Winterfahrplan
mit ſeinen neueſten Aenderungen haben wir auf Karton gedruckt.See Exemplare ſind zu 20 Pf. das Stück in unſerer Geſchäfts

ſtelle erhältlich.
Vom Verpflegungszuſchuß zu Weihnachten

brachten wir geſtern eine kurze Notiz, in die der Setzerteufel ein
neckiſches Fliegenei gelegt hat, der kleine Mehlüberſchuß der Ge
meinde iſt natürlich nicht „dem Kriegskuchen,, ſondern den
Kriegs küchen für die Verbeſſerung der Suppen zugewendet
worden.

Die Bekanntmetchung der Ueberlandzentrale
wegen Nichtbenutzung der Elektromotoren in den Lichthedarfſtun
den von 6—8 früh (nicht 5-9) und 255—8 abends ſollte ſich wie
uns mitgeteilt wird, nur auf die ländlichen Ortſchaften
in Merſeburgs Um gebung, nicht auf unſere Stadt be-
ziehen, wovon unſere Leſer mit Befriedigung Kenntnis nehmen
werden. Aus dem Wort laut der Bekanntmachung war indes
dieſe Abſicht keineswegs zu erkennen.

Aus der Stadtverwaltung.
Der nächſten Stadtverordnetenverfammlung liegt eine Ma-

giſtratsvorlage mit dem Antrage, folgenden Beſchluß ſaſſen zu
wollen, vor: „Mit dem Militärfiskus wird für die Zeit nach der
Demobilmachung wegen Benutzung des ſädtifſchen
Krankenhauſes ein Vertrag dahin geſchloſſen, daß auch
nach Beendigung des Krieges im hieſigen ſtädtiſchen Kranken-
hauſe bezw. dem dazu gepachteten Bellevue noch 30 Betten weiter
zur Verfügung gehalten werden. Dieſes Abkommen ſoll gegen
drengena Kündigung geſchloſſen werden.“

Die Militärverwaltung hat mitgeteilt, daß auch nach der
Demobilmachung die im Jnlande befindlichen Lazarette durchaus
nicht ſofort aufgelöſt werden, ja daß ſogar zunächſt mit einem
Mehrbedarf von Lazaretträumen zu rechnen iſt, da die Feld und
Kriegslagarette aufgelöſt werden. Der bisher beſtehende Miets-
vertrag ſieht einen Kündigungstermin dem Wortlaut nach nicht
vor, iſt aber nach dem ganzen Sinne lediglich für die Zeit des
Krie des und der Mobilmachung geſchloſſen, worüber zwi
ſchen beiden Vertragsteilen Einverſtändnis beſteht. Die Mili-
kärverwaltung wünſcht nun bald die Erklärung darüber, ob die
Stadt weiter dem Militärfiskus das ſtädtiſche Krankenhaus zur
Aufnahme von Kranken und Verwundeten zur Verfügung ſtellt,
ſolange, als es militäriſche Zwecke hierzu gebraucht wird.
Zurzeit hat die Stadt die Verpflichtung, 50 Betten für milijtä-
riſche Zwecke zur Verfügung zu ſtellen.

Es iſt allgemein bekannt, daß die e des ſtädt.
Krankenhauſes eine derartige große iſt, daß auch nach Hinzunahme
der zunächſt als Erholungsräume vorgeſehenen Räume die Zahl
der ellten Betten nicht ausgereicht hat und daß das Belle-vue, als Poenannee Bergſtation, hat hinzugepachtet werden müſ

ſen. Es iſt nun naturgemäß das dringende Beſtreben der Kran
kenhausverwaltung, dieſe Bergſtation baldigſt wieder abzugeben,
da ſie in baulicher Hinſicht durchaus nicht diejenigen Anſprüche
erfüllt, die man an ein Krankenhaus ſtellen müßte, und auch ſonſt

Verwaltungs und ſonſtige Schwierigkeiten dauernd ergeben.
dieſem Geſichtspunkte aus würde der Anfrage der Militär

verwaltung nicht zu entſprechen ſein. Auf der anderen Seite
aber iſt die Zivilahteilung des ſtädt. Krankenhauſes durch die Jn
duſtrie der umliegenden Ortſchaften ſtändig in einer Weiſe be
legt, daß die zur Verfügung ſtehenden Betten einſchl. der Berg
ſtation kaum ausreichen, um den Anforderungen zu genügen. Jn
abſehbarer Zeit, zum mindeſten ſolange, als der Bau in Leuna
dauert, iſt mit einer weſentlichen Aednexung hier nicht zu rech
nen. Da danach nicht damit zu rechnen iſt, unter allen Um

änden mit dem Augenblick der Demobilmachung auch die Berg-
tion aufgegeben werden kann, hält es der Magiſtrat, im Ein

vernehmen mit der e für gut, und da esauch im vaterländiſchen Jntereſſe liegt, dem Erſuchen der Mili-
tärverwaltung entgegenzukommen und ſich bereit zu erklären,
wenigſtens 30 Betten weiter für militäriſche Zwecke zur Verfü-
gung zu ſtellen. Da ſich indeſſen die Verhältniſſe in der Bele

ung des Kranke es durch Anderung der V hältniſſe, be-Poker in Leung, ſchnell ändern können und alsdann die Auf-

gabe der Bergſtation möglich ſein wird, ſo erſcheint es zweck-
mäßig und notwendig, dieſe weitere Vereinbarung mit dem Mili-
tärfiskus nur gegen dreimonatige zu ſchließen. Eine
Härte für den Militärfiskus liegt darin nicht, da es ihm ein
ſeichtes ſein wird, in der Friſt von 3 Monaten für eine ander-weitige Unterbringung dieſer 30, hier noch liegenden, Verwun-
deten und Kranken zu ſorgen.

Fleiſchverſorgung.

Künftig ſoll die Fleiſchmenge je 723 der Zuſammenſetzung
der Bevölkerung für die einzelnen Gemeinden abgeſtuft werden
in der Weiſe, daß in den Städten über 100 000 Einwohner und
allen induſtriellen Orten auf den Kopf der verſorgungs erechtig
ten Bevölkerung 250 Gramm Fleiſch gegeben werden ſoll. Als
indüſtrielle Orte ſind in jedem Falle die Gemeinden anzuſehen,
in denen die in der Induſtrie tätigen Perſonen einſchl. ihrer An
gehörigen mindeſtens 50 Proz. der geſamten Zivilbevölkerung
ausmacht. Dagegen ſoll in Gemeinden, die keinen induſtriellen
Charakter beſitzen, mit folgenden Höchſtmengen gerechnet werden.
r Gemeinden von mehr als 50 000--100 000 Einwohnern 200

ramm, in Gemeinden mit mehr als 2000--50 000 Einwohnern
150 Gramm und auf dem platten Lande 100 Gramm. Sobald
dies bekannt wurde, hat die Stadtverwaltung ſofort Feſtſtellun-

treffen laſſen, weil nach e Anſicht Merſeburg nach dieſen
ſtimmungen unter die induſtriellen Orte fällt und hier ſicher

mehr als 50 Proz. der Zivilbevölkerung in der Induſtrie be
ſchäftigt wird, wenn, wie vorgeſehen, ihre Angehörigen mitgerech-
net werden Die Ermittelungen haben ergeben, daß dieſe Be
dingung reichlich erfüllt iſt, und es iſt demgemäß ein Antrag an
den Kommunalverband von Stadtwegen aus gerichtet worden,
die Stadt Merſeburg künftig mit 250 Gramm Fleiſch zu verſorgen.
Die ſtädtiſche Verwaltung hat von jeher auf dem Standpunkt ge-
ſtanden, daß darin eine große Ungerechtigkeit und Unbilligkeit
liegt, daß die Jnduſtrieſtadt Merfeburg, wie man unſere Stadt
doch jetzt bezeichnen muß, ſo weſentlich ſchlechter geſtellt wird, wiedie benachbarte Jnduſtrieſtadt Halle, leich die Ernährungs
verhältniſſe hier zweifellos weſentlich u ſtiger ſind, als in der
Großſtadt Halle, die infolge ihrer mehr als 100 000 Einwohner
ſtändig beſondere Zuweiſungen und größere Zuweiſungen der
e Art erhält, wie Merſeburg. Schon vor dem Erlaß des

riegsernährungsamtes hat die ſtädtiſche Verwaltung bei dem
Kommunalverband den Antrag geſtellt, auch innerhalb des
munalverbandes nach der Art der Bevölkerungszuſammenſetzüngdie Fleiſchration abzuſtufen, weil tatſachich ſett die Sache ſo

t die verminderte Fl. ation eigentlich nur in der
Stadt innegehalten wird, da auf dem Lande in der Hauptſache

Selb leben, die eben durch ihre Selbſtve ie esne die Kenele auf dem Lande niemals ſo ſgarf ſein fur
wie ſie gerade hier in Merſeburg durchgeführt und wie ſie erſt
kürzlich durch den Kommiſſar des Kriegsernährungsamtes in ſei-
nem Bericht über die Merſeburger Einrichtungen als muſtergültig
und empfehlenswert für andere Städte hingeſtellt worden iſt. Die

rin Verwaltung ſieht in der Verſchidenartigkeit der Ver-
rgung der Stadt Merſeburg gegenüber dem Landkreiſe keiner-

kei Schwierigkeiten, um ſo weniger, als ja jetzt die Schlachtungen
bei ihr zuſammengezogen find, und würde in dieſer anderweitigen
Belieferung der ſtädtiſchen Bevölkerung nur die Beſeitigung
einer jetzt beſtehenden l r gegenüber der Land-
bevölkerung wie gegenüber der benachbarten Stadt Halle erblik-
ken. Es iſt im Jntereſſe unſerer Bevölkerung nur zu hoffen,
die Bemühungen der ſtädtiſchen Verwaltung, den Erlaß des
Kriegsernährungsamtes auch für unferen Kreis wirkſam werden
zu laſſen und ſomit der Stadt Merſeburg 250 Gramm Fleiſch für
den Kopf zu erwirken, Erfolg haben mögen.

Wohltätigkeits Konzert.
Wir möchten nicht unterlaſſen, unſere Mitbürger auf den für

Sonnabend, den 15. d. M. abends 72 Uhr im „Tivoli“ in Ausſicht
ſtehenden hohen Kunſtgenuß aufmerkſam zu machen. Jm muſika-
liſchen Teil wird die auch in Merſeburg bekannte Konzertfängerin
Frl. Marie Kampf aus Halle uns ausgewählte Proben ihres
großen Könnens darbieten. Jhr zur Seite ſtehen ein aus aner
kannten Künſtlern zuſammengefetztes Trio und ein Geſangs
quartett. Die gewähkten Muſtknummern ſind für jedermann ver
ſtändlich und genußverſprechend. Außerdem wird der vom Kgl.
ſtellv. Generalkommando und dem Herrn Ober- Präſidenten in
Magdeburg empfohlene Oberlehrer Schäfer in feinem Vortrage
uns zeitgemäße und herz und nervenerquickende Worte zu ſagen
wiſſen. Jn Anbetracht des guten Zweckes zum Beſten der eih
nachtsbeſcherung in den hieſigen Lazaretten iſt ein recht reger
Beſuch des Abends angelegentlichſt zu empfehlen.

Wanderhqushaltungsſchule.
Die guten Erfahrungen, die der Vaterländiſche Frauenverein

Merſeburg-Land mit der Wanderhaushaltungsſchule gemacht hat,
haben den Vorſtand beſtimmt, feſtſtehende Haushaltungsſchulen
einzurichten. Mitte Oktober wurden die beiden erſten eröffnet.
Die eine befindet ſich in Lauchſtedt in einer geräumigen Woh
nung, die Doktor Lauterbach in uneigennütziger Weiſe dem
Verein zur Verfügung geſtellt hat. Die andere iſt in Holle-
ben- Beuchlitz im Jugendheim aufs beſte untergebracht wor-
den. Der Lehrgang in Lauchſtedt wurde Sonnabend, den 8. De-
zember, durch eine öffentliche Prüfung im Gaſthofe „Schwarzer
Adler“ beendet. Viele Gäſte zeigten durch ihre Anweſenheit, daß
ſie den gemeinnützigen Beſtrebungen des V. F. volles Verſtändnis
entgegenbringen. Die Kreisjugendpflegerin, Frl. Barow, lei
tete den Abend ein, ſie brachte den ſtädtiſchen Behörden, den Mit-
gliedern des Helferinbezirks Lauchſtedt und der Gewerbeſchul
lehrerin Frl. Fiſcher den warmen Dank des Vorſtandes des
V. F. M.-L. für ihr treues wertvolles Zufammenarbeiten dar.
Dann ließ Frl. Fiſcher ihre Schülerinnen beweifen, daß ſie ſich
über die vielſeitige, ſchwierige und mühevolle Arbeit der Haus
fran zu jetziger Zeit, indem die jungen Mädchen ſelbſtändig zube-
reitete Gerichte herumreichten. Suppen, Gemüſe, Kartoffel-
gerichte, ſüße Speiſen und das Backwerk gaben Zeugnis davon,
daß auch zur Kriegszeit die liebevoll wirtſchaftende Hausfrau
mit ganz beſcheidenen Mitteln eine vollwertige, ſchmackhafte Koſt
auf den Tiſch ſetzen kann. Als Beweis ihrer Vielſeitigkeit zeigten
die Schülerinnen durch das gute, ausdrucksvolle Spiel in zwei
kleinen Aufführungen, wie ſie in ſchlichter, r Weiſe für
die Unterhaltung im Familienkreiſe an Sonn und Feiertagen
ſorgen wollen. Herr Bürgermeiſter Kern beſchloß den Abend,
indem er mit der Worten den Dank aller Anweſenden für
die dargebotene, leibliche und geiſtige Koſt ausſprach.

Einrichtung von Bezirksſchlächtereien im Kreiſe Merſeburg.

Zu unſeren geſtrigen Ausführungen wird uns ergänzend ge-
ſchrieben: Nach dem Vorbild der Stadt Merſeburg ſoll auch jetzt
im Kreiſe Merſeburg die Fleiſchverſorgung der Bevölkerung in
wenige Bezirksſchlächtereien zuſammengefaßt werden. Der Haupt-
grund zu dieſer Maßnahme iſt die möglichſt reſtloſe Ausnutzung
der im Kreiſe zur Verfügung ſtehenden Fleiſchmengen. Dies gilt
namentlich für die Herſtellung von Wurſt. Bisher war es den
rund 90 Fleiſchern des Kreiſes erlaubt, ſelbſt zu ſchlachten. Dabei
ließ es ſich gar nicht vermeiden, daß nicht alles Fleiſch, was ſich
zur Wurſtbereitung eignet, verwandt wurde. Oftmals waren das
für den einzelnen Fleiſcher ſo geringe Mengen, daß dieſe Mengen
ohne Fleiſchmarken abgegeben oder womöglich gar nicht als
Viehfutter benutzt werden, iſt durch die behördliche Kontrolle bei
einer derartig großen Zahl von Vetrieben außerordentlich er-
ſchwert, man kann ſagen, faſt unmöglich.

Aliedem wird nun durch die Einrichtung von Bezirksſchläch-
tereien abgeholfen. Es werden ihrer 5 errichtet und zwar in
Merſeburg (hier übernimmt ſie der Magiſtrat), in Schkeuditz
(Fleiſcheobermeiſter Emil Mähler in Schkeuditz), in Lützen (Flei
ſchermeiſter Franz Fritzſche in Lützen), in Lauchſtedt (Fleiſcher
meiſter Wilhelm Schramm in Lauchſtedt) und in Keuſchberg
Fleiſchermeiſter Franz Bauermann in Keuſchberg). Das Ver-

fahren bei Fleiſchbezug iſt ſehr einfach. Das Publikum gibt in
der einen Woche die Fleiſchmarken, die für die nächſte Woche gel-
ten, bis Donnerstag beim Fleiſcher ab, bei dem bisher ſeinen Be
darf deckte. Von ihm erhält jeder einzelne dafür eine oder
mehrere Quittungsmarken, auf der die Zahl der abgegebenen
Wochenfleiſchmarken, ob eine halbe, eine ganze, 2, 3 uſw. bezeich-
net iſt. Gegen dieſe Quittungsmakre erhält dann der Ver-
ſorgungsberechtigte in der nächſten Woche ſein Fleiſch. Gleichzei-
tig gibt er nun in dieſer Woche wiederum die Fleiſchmarken
für die nächſte Woche ab, erhält wieder eine Quittungskarte ufw.
Hiermit wird bezweckt, den Fleiſchbedarf der Kunden des einzel-
nen Fleiſchers im Voraus henau feſtzuſtellen. Der Fleiſcher muß
wöchentlich die bei ihm abgegebenen Fleiſchmarken ſammeln und
ſie ſpäteſtens am Freitag morgen jeder Woche in einem Brief-
umſchlage ſeinem Vezirksſchlächter abgeben. Dieſer Bezirks-
ſchlächter gibt ihm dafür die entſprechende Menge Fleiſch. Kein
Fleiſcher kann alſo in Zukunft mehr Fleiſch erhalten, als wie bei
ihm ſeine Kunden durch Abgabe der Fleiſchmarken beſtellt haben.
So iſt eine genaue Kontrolle ſehr gut möglich.

Hervorzuheben iſt noch, daß den bisherigen Fleiſchern in Zu-
kunft das Schlachten für eigene gewerbliche Zwecke verboten iſt.
Sie können nur noch Fleiſch verkaufen, daher nennt ſie dieſe Ver-
ordnung auch Fleiſchverkäufer nicht Fleiſcher,

Die Bezirksſchlächtereien ſtehen unter der Aufſicht der beam-
teten Tierärzte. Sie überwachen den ganzen Betrieb. Daher
ſind irgendwelche Unregelmäßigkeiten auch hier nicht möglich.
Sehr wichtig iſt, daß nur die Bezirksſchlächtereien ausſchließlich
Wurſt herſtellen dürfen. Bei ihnen fällt ſo viel Darmmaterial
und auch ſo viel zur Wurſtbereitung geeignetes Fleiſch an, daß ſie
alle, auch die kleinſten Teile zur Wurſt reſtlos verwenden und ſo
dem menſchlichen Genuß zuführen können. Gerade hierdurch wird
die Wochenfleiſchmenge von 200 Gramm beſtimmt aufrecht erhal-
ten werden, ja es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß durch beſondere Stei-
gerung der Ausbeute aus dem dem Kreiſe durch die Provinzial-
fleiſchſtelle in Magdeburg überwieſenen Tieren die Wochenfleiſch-
menge auf 250 Gramm ſich erhöhen läßt.

Sehr weſentlich iſt auch, daß in Zukunft die Fleiſchpreiſe
niedriger werden. Auch das iſt zum großen Teil mit auf die
beſſere Ausnutzung der im Kreiſe zur Verfügung ſtehenden Tier-
mengen zurückzuführen. Dieſe Einrichtung tritt für die den Be
zirksſchlächtereien Schkeuditz, Lauchſtedt und Keuſchberg zugehö-
renden Teile des Kreiſes am Montag, den 17. Dezember in Kraft.
Für die Bzirksſchlächtereien Merſeburg und Lützen tritt dieſe An-
ordnung mit dem 1. Januar 1918 in Kraft.

lung engeordnet.

is zum Dommers- nan

tag, den 20. d. M. müſſen alſo die Kunden der Fleiſchverkäufer,
die dieſen Bezirksſchlächtereien zugewieſen ſind, ihre Fleiſchmarken

die Woche vom 24. bis 30. ember, d. h. die Weihnachts
woche So Fleiſchmarken bei ihrem Fleiſchverkäufer abgeben.
Das eiſch erhalten ſie dann am Sonnabend, den 22. Dezember
gegen Rückgabe der obenerwähnten Quittungsmarken. Gleich-
zeitig können ſie an demſelben Tage wieder ihre Fleiſchmarken
für die nächſte Woche abgeben, ſo ſparen ſie den doppelten Weg
zum Fleiſchverkäufer. Dieſe Neueinrichtung beſeitigt manche Miß
ſtände. Sie wird hoffentlich allſeitiges Verſtändnis finden.

Die Mühlenvereinigung

e. G. m. b. H. Merſeburg hielt geſtern r Uhr in Müllers
Hotel ihre Generalverſammlung ab. Der rſitzende Mühlen-

daß beſitzer Schülle r-Holleben eröffnete die Verſammlung, indem
er kefonders den Vertreter des Landratsamts, Regierungsaſfeffor
von Grone, begrüßte. Als Juriſt wohnte der Sitzung Juſtiz
rat Scholtz bei. Regierungsaſſeſſor von Grone ſprach ſeine
un darüber aus, daß ſich im vergangenen Geſchäftsjahr der

nſchluß ſo vieler kleiner Mühlen mühelos an die Vereinigung
vollzog und hoffte, daß ſich die Mehlverſorgung des Kommunal-
verbandes im laufenden Geſchäftsjahr wieder ebenſo glatt ab
wickeln möge.

Ueber den 1. Punkt der Tagesordnung Jahresbericht
des Vorſtandes ſprach der Vorſitzende Schüller. Aus dem
Jahresbericht iſt folgendes mitzuteiken: Das am 30. September
1917 beendete dritte Geſchäftsjahr nahm, wie die vorhergehen-
den Geſchäftsjahre einen glatten Verlauf. Die den einzelnen Müh-
ten zuſtehenden Kontingente an Kommunalgetrefde blieben in der
Höhe des abgelaufenen Wirtſchaftsjahres, auch für das Wirt
ſchaftsjahr 1917-18 beſtehen. An den Kommunlaverband wurde
im vergangenen Geſchäſtsjahr 151 343 Zentner Roggen un
Weizenmehl und 13 046 Zentner Kleie abgelieſert. Bis zuw
27. Februar 1917 wurde Roggen zu 82 Proz., Weizen zu 80 Proz
ausgemahlen ab 1. Mär 1917 wurde die MNprozentige Ausmah

Die 94prrzentige Ausmahlung für beiden Ar
ten Vrotgetreide blieb auch für das Wirtſchaftsjahr 1917-18 be
ſtehen, nur wurde vom Weizen ein 50prozentiges Auszugsmeh
hergeſtellt und die rektſichen 44 Proz. dem Aprozentigen Roggen
mehl beigemiſcht. Jnzwiſchen iſt leider, einer Anordnung de
Reichsgetrgideſtelle entſprechend, die Herſtellung von 50prozentig
Weizenmehl vom 1. November d. J. ab verboten worden, wa
im Intereſſe der Kreiseingeſeſſenen ſehr zu bedauern iſt. Nich
unerwähnt ſoll bleiben, daß alle Mühlen verpflichtet wurden
die zur Fettgewinnung ſehr notwendig gebrauchten Getreide
keime zu gewinnen und abzuliefern. Dieſe Maß
nahme iſt ſeitens der Vereinigung gut durchgeführt worden, von
den meiſten Mühlen unter Anſchaffung von entſprechenden Neus
einrichtungen, die erhebliche Ausgaben erforderten.

Dafür hatte man die Genugtuung, daß feitens des Landrats
ein Schreiben des Kreisausſchuſſes für pflanzliche und tieriſche
Oele und Fette übermittelt wurde, worin dem Kreiſe Anerken-
nung und Dank für die vorbildliche Einrichtung der Getreide
entkeimung ausgeſprochen wurde. Die Anlieferung des Getreides
erfolgt im neuen Wirtſchaftsjahr wieder durch die Unterkommiſ-
ſionäre auf Anweiſung des Kreiskornſtelle. Der Selbſteinkauf
des Getreides konnte den Mühlen infolge entgegenſtehender Be
ſtimmungen der Reichsgetreideordnung für das Wirtſchaftsjahr
1917-18 nicht wieder übertragen werden, womit ſich die Mühlen
abfinden müſſen.

Leider erfolgt die Anlieferung von Brotgetreide in die Müh-
len im neuen Wirtſchaftsjahr nicht in der gewünſchten Weiſe,
ſodaß ſich ſchon Stockungen in der Brotverſorgung des Kreiſes
bemerkbar gemacht haben. Die durch den Kreisausſchuß feſt-
geſetzten Mehlpreiſe, die im Laufe des Wirtſchaftsjahres ver-
ſchiedene Aenderungen erfuhren, könnten als ausreichend be
zeichnet werden, wenn die Mühlen eine entſprechende Beſchäf-
tigung hätten. Da dies nicht der Fall iſt, konnten höchſtens die
Unkoſten gedeckt werden, zu etwaigen KapitalRückſtellungen für
in nächſter Zeit nötig werdende Reparaturen und Neuanſchaffun-
gen blieb nichts übrig. Durch Verordnung des Kreisausſchuſſes
iſt im neuen Wirtſchaftsjahr für die Vermahlung des Selbſtver-
ſorgergetreides die Tauſchmüllerei zugelaſſen worden, eine
Maßregel, die ſowohl im Jntereſſe der Mühlen als auch der
Selbſtverſorger ſehr zu begrüßen iſt. Damit im Zuſammenhangewurde ſeitens des Kreisausſchuſſes allen Mühlen, welche Saft

verſorgergetreide vermahlen wollen, zur Pflicht gemacht, ſich un
ſerer Vereinigung als Mitglied anzuſchließen, wodurch wir einen
Zuwachs von 39 neuen Mitgliedern zu verzeichnen haben.

Hierauf wurde die Bilanz erſtattet und Entlaſtung des
Vorſtandes und Aufſichtsrats erteilt.

Zum Schluß fand noch eine Ausſprache über die ſchwebenden
Fragen ſtatt.

Der Deutſch-Evangeliſche Frauenbund
hielt geſtern ſeine Generalverſammlung ab, die von Frl. Hahn
eröffnet wurde. Paſtor Barthold-Kötzſchen ſprach über ſeine
Eindrücke von Land und Volkin Belgien. Er rückte im
Auguſt 1914 mit dem Weißenfelſer Loſt.-Btl. als Militärgeiſt-
licher in Belgien ein. Seine Ausführungen beſchäftigten ſich
nicht mit den kirchlichen Verhältniſſen, ſondern mit dem Charakter
der Belgier, deſſen Deutſchenhaß und Verachtung des preußiſchen
Militärs. Er ſchilderte den merkwürdigen Patriotismus des
belgiſchen Volkes, ſeine kindiſchen Aeußerlichkeiten, ſeine Unſau-
berkeit trotz allem ſcheinbaren Prunke, ſeine Arbeitsſcheu und die
Leidenſchaft des Alkoholgenuſſes, die zu den ungeſunden ſozialen
Verhältniſſen geführt haben. Die Jahre der deutſchen Beſetzung
haben gezeigt, daß der berüchtigte preußiſche Militarismus den
Belgiern nur Wohltaten gebracht hat. Jm Namen des Vereins
dankte die Vorſitzende dem Redner.

Aus den Sammlungen des Roten Kreuzes,

denen in dankenwerteſter Weiſe in Stadt und Land Merſeburg
immer noch reichliche Spenden zufließen, konnten auch im lau-
fenden Jahre viele Wünſche erfüllt werden, die aus andern
Hilfsquellen garnicht oder doch nur in nicht ausreichendem Maße
bedacht werden können. Allen freundlichen Spendern ſei hiermit
der allerherzlichſte Dank für ihre Gaben abgeſtattet und in der
folgenden Zuſammenſtellung ein Bild über die geleiſteten Aus-
gaben geboten:
1. Zuſchuß zur Verpflegung der Verwundeten in den Lazaretten
etwa 20 000 Mk., 2. Für den Betrieb der Wäſcherei Sixtitor 3
2 883,13 Mk., 3. Zur Beſchaffung und Jnſtandhaltung von Ge-
rätſchaften und Ausrüſtungsſtücken 6 867,07 Mk., 4. Ausgaben der
Milchverkaufsſtelle 14 092,07 Mk. 5. Für die Einrichtung und den
Betrieb von Nähſtuben 2 000 Mk., 6. Beihilfen für Kinder, die
nach dem 1. 8. 1914 geboren ſind und deren Väter im Heeres-
dienſt ſtehen (ſogen. Kriegskinder) 2 226 Mk., 7. Für die Ziegen-
farm 1 409,66 Mk., 8. Kriegswochenbeihilfe für bedürftige Krie
gerftauen 100 Mk., 9. Zu Liebesgaben für die im Felde ſtehen
den Truppen 7 298,26 Mk., 190. Beitrag und Anſchaffungen für das
Offiglerserholungsheim in Swiercze 916,30 Mk., 11. Beihilfe zu
den Unterhaltungskoſten der Flüchtlinge aus Oſtpreußen, Rußland
uſw. 967,10 Mk., 12. Zu beſonderen Feiern in den Lazaretten und
zu Geſchenken an die Verwundeten 1 209,54 Mk., 13 Zum Ankauf
und zur Verarbeitung von Wolle 2 420 Mk. 14. Schreiberlöhne,
Arbeitslöhne für die Aufwarte- und Botenfrauen, e der
und ſonſtige Arbeitsvergütungen 2 332,96 Mk. 15. Beihilfe an
die Schreber- und Familiengartenvereine zu Acker und Garten
pächten, Landankäufen uſw. 7 762,99 Mk., 16. Für Poſtkarten,
Rote Kreuzmarken, Kalender, Plakate uſw. 350,40 Mk. 17.
Jnſtandſetzungs- und Einrichtungsbauten in den en
4604,24 Mk., 18. Veihilfe zum Ankauf von r W t

3 a Mk., a o eangene e 1 20. Beih zur Einriten 2800 21. Beil Gei



n, vo

nraupen, Bienen- und Kaninche 1197,18 Mk., 22. Porto,e e e blhren uſw. 404,36
Mark, 23. Sonſtige Ausagben h k.Die Geſamtausgabe beträgt hiernach rd. 102 000 Mk.

n ſegensreicher Weiſe konnten die Mittel zur er
t z. B. bei der Milchverkaufsſtelle, für die Kriegskin u. a.,

ferner zur Vermehrung der Lebensmittelerzeugung (Ziegenfarm,
Belhilfen für die Schrebergärten e zu Liebesgaben W
unſere heldenmütigen Truppen verwendet werden. Der Kr
wütet immer noch weiter. Jmmer neue Anforderungen werden
an das Rote Kreuz geſtellt. Darum ergeht immer wieder die
ebenfo dringende wie herzliche Bitte: erdet nicht müde
im Geben.“
n

Aus Provinz und Reich
Der Wucher blüht.

Halberftadt, 14. Dezember. Jn den letzten Tagen beſchlag-
nahmte die hieſige Gewerbepolizei 134 Flaſchen Kognak und
17 Flaſchen Rum, die zum Preiſe von 30 Mark und darüber das
Liter verkauft werden ſollten. Das von ſachverſtändiger Seite
aus abgegebene Gutachten beſagt, daß es ſich um ganz minder-
wertiges Zeug handelt. Während man unter Rum-Verſchnitt
ciſten mit Alkohol verſchnittenen Rum verſteht, iſt dieſer mit
Waſſer verdünnt und daher als gefälſcht anzuſehen. Es würde
überhaupt ratſam ſein, wenn man ſeine Weihnachtseinkäufe den
Beranten unſerer Kriminalpolizei überließe, denn ſie bekommen
es fertig, Sachen, die für 30 Mark zum Verkauf ſtehen, für
8 Mark zu erhalten. Als ein ſolcher Beamter dieſer Tage eine
Flaſche Kognak forderte, verlangte man von ihm den Preis
von 30 Mark. Er ließ ſich die Einkaufsrechnung zeigen und

große Aufregung der Lehrling hatte das direkte Verbot
ſeines Chefs, den Kognak ſo teuer zu verkaufen, übertreten.
Nach kaum 2 Minuten verließ der Beamte den Laden und hatte
die Flaſche für 8 Mark erhalten. Aehnlich ging es einer Frau.
Sie mußte für ein Paar kleine Kinderſchuh 7.50 Mark bezahlen.
dachdem ſie jedoch der Gewerbepolizei ihr Leid geklagt hatte,
ieß ihr die Firma die Schuhe für 2.40 Mark und zahlte das

viel geforderte Geld zurück. Auch hier wurde ein „Verſehen“
er Verkäuferin als Grund angegeben.

Veruntreuung in einer ſtädtiſchen Lebensmittelzentrale.

Hanau, 14. Dezember. Der an der ſtädtiſchen Lebens-
mittelzentrale beſchäftigte Kaufmann Heinrich Lang wurde in
Haft genommen. Lang ſoll Butter zentnerweiſe geſtohlen, auch
Kernſeife, Speck, Süßſtoff uſw. in großen Mengen unterſchla
gen und an eine Wirtſchaft weiterverkauft haben. La der
werheiratet iſt, iſt durch koſtſpielige Liebſchaften, die er in WiesV und Aſchaffenburg unterhielt, auf die Bahn des Verbre

s geraten.

Kleiderdiebſtähle in Mainz und Wiesbaden
Aus Mainz wird gemeldet: Gleichzeitig ſind bedeutende

Feiderdiebſtähle in Mainz und Wiesbaden verübt worden. Jn
War b Seiden waren im Werte von 27 000 Mark, iniesbaden Kleidungsſtücke im Geſamtwerte. von 20 000 Mark

geſtohlen.
Einer der Mörder ſein will.

Hannover, 13. Dezember. Der Gefreite Vollbracht, der kürz
ich hatte, den Landwirt Harmening getötet und andere

n begangen zu haben, hat ſein tändnis widerrufen,
Er hat ſich, wie nachträglich feſtgeſtellt worden iſt, in der Zeit, als
Kie de begangen wurden, in Haft befunden.

Gerichtszeitung
Toßesſtrfe für einen Mörder.

Naumburg, 10. Dezember. Wegen Mordes hatte ſich heute der
aſchinenwärber Reinhold Krug aus Nißma zu verantworten.

mar iſt 1861 in Zipſendorf geboren und bisher unbe
orgen des 16. Juli d. J. fand man den 8jährigen

tiefſohn des Angeklagten, Fritz Geidel, im Hofe der Krugſchen
Wohnung mit dem Kopfe in einem Regenwaſſerfaß ſteckend tot
vor. Der Verdacht, den Knaben vorſätzlich umgebracht zu haben,
llenkte ſich auf den Angeklagten, der auch bei Vernehmungen die
Tat mit Einſchränkungen eingeſtand. Der Angeklagte hat aus
erſter Ehe eine Tochter, er war c ſparſam, im Dorfe allge
mein als geizig bekannt. Nach dem Tode ſeiner erſten Frau hatte
er ſich wieder verheiratet und ſeine zweite Frau brachte ihm ein
außereheliches Kind, dieſen Fritz Geidel, in die Ehe. Nach kurzer
Ehe ſtaxb die Frau und der kleine Knabe war anfangs in anderen
Familien untergebracht, bis die Tochter erſter Ehe heimkam und

em Vater die Wirtſchaft führte. Der Knabe war nun wieder
ins elterliche. Haus gekommen, doch mußte er oft hungern und ſo
wergriff er ſich öfters an Eßwaren. Schließlich ſollte der Kwegen der Diebereien in eine Fürforgeerziehung kommen und

dem Vatex hatte man eröffnet, daß er die Koſten tragen müſſe.
Dies ging dem ſehr an ſeinem Gelde hängenden Angeklagten S
denn doch gegen den Strich und es tauchte in ihm der Plan auf,
den Knaben zu beſeitigen, damit er die Geldkoſten nicht zu zah-
len brauche. Wie er ſelbſt zugeſtanden, hat er nun den Knaben in
der Nacht zum 16. Juli aus dem Bett mit in den Hof genommen,
dort hochgehoben»und mit dem Kopf zuerſt in das teilweiſe mit

Schlamm und Waſſer gefüllte Regenwaſſerfaß geſteckt. Der
Knabe hat ſich nicht gewehrt und rulig nach der xohen Tat legte
ſich der Täter wieder zu Bett.

Der Angeklagte ſuchte heute ſeinen Kopf zu retten, indem er
angab, exregt geweſen zu ſein, da der Knabe ihm Kirchen weg
genommen, auch ſuchte er äußerlich den Anſchein zu erwecken, daß

S a e
mit ihm wegen des unter Anklage ſtehenden Zigarrengeſchäfts

er die Tat berue, indem er weinte und ganz gebrochen ſchien.
Die Geſchworenen hielten nach dem der Staatsanwalt
ſchaft den Angeklagten desund der Gerichte 6233 die Todesſtrafe und dauernden Ver

luſt der bürgerlichen nrechte über den Angeklagten aus.

Halberſtadt Sdrecche W. Kl. ei
13. Dezember. Der rei nerAſcherslebenner Maſchinenbauanſtalt hatte durch Zufall erfahren,

daß der Aufſeher H Kriegsanleihe in Höhe von 1000 Mk. beſitze.
Kl. redete H. vor, daß Kriegsanleihen keinen Wert mehr hätten
und ſchwindelte ihm ſonſt das Papier ab. Das Gericht erkannte
gegen dieſen gewiſſenlofen Schwindler auf 228 Jahr Zuchthaus
und 750 Mk. Geldſtrafe.

Zum Leipziger Mordprozeß.
Leipzig, 14. Dezember. Eine Zeugin behauptet, daß Loſſe

ſich ſeinen ſeinen Eltern gegenüber ſtets ordentlich benommen
habe. Paſtor V. hatte dem Angeklagten Reiſegeld geborgt und
wollte ihm auch eine Stellung verſchaffen. L. hat ſich jedoch nicht
wieder ſehen laſſen. Der geiſtliche Herr hatte den Eindruck, als
ob L. ein Schwindler wäre, doch habe er ſich ſtets als gebildeter
Menſch aufgeführt. Sodann wandte ſich die Verhandlung dem

cheine zu, den Loſſe dem Frl. Weber ausgeſtellt hatte. Die
fragliche Geldſchuld will der Angeklagte der Ermordeten noch nicht
zurückgezahlt haben. Am Tage vor der Mordtat will L. in der
Stadt geweſen ſein und zwei Ringe im Leihhauſe eingelöſt und
Stellenofferten aufgegeben haben. Die fraglichen Ringe ſollen
Eigentum der Ermordeten geweſen und im Beſitz der Geliebten
des Angeklagten gefunden worden ſein. Von großer Wichtigkeit
iſt es, daß an dem Ueberzieher Blutſpuren gefunden wurden.
Am Mordtage will der Angeklagte früh um 8 Uhr nach Modelwitz
gefahren ſein, um bei einem Bäcker markenfreies Brot zu holen.
Sodann will er verſchiedene Einkäufe beſorgt haben. Andere
e haben in der Mordzeit einen Mann in der Größe des
ngeklagten in das Webe Geſchäft gehen ſehen, doch können

ſie ſeine Jdentität nicht feſtſtellen.
Wegen Majeſtätsbeleidägung

wurde der Univerſitätsprofeſſor Dr. theol. Fr. Lezius von der
Königsberger Albertus- Univerſität in Königsberg zu zwei
Monaten Feſtungshaft verurteilt. Die Verhandlung fand unter
Ausſchluß Oeffentlichkeit ſtatt.

Fahrläſſige Tötung
Weimar, 11. Dezember. Das Landgericht verurlel le e

den Lokomotivführer Friedrich Taubert aus Erfurt, der das
Eiſenbahnunglück am 22. Januar d. J. auf hieſigem Bahnhofe
verſchuldet hatte, indem er das Halteſignal überſah, wobei der
von ihm geleitete DZug auf einen Güterzug fuhr und drei Zug-
beamte den Tod fanden, wegen Gefährdung eines Eiſenbahn
transportes und fahrläſſiger Tötung zu 4 Monaten Gefängnis,

Geſchäfte mit dem Roten Kreuz.
Düſſeldorf, 10. Dezember. Ein umfangreicher Prozeß wegenKriegswuchers gegen angeſehene Perſonlighteiten hat heute vor

dem hieſigen Landgericht begonnen. Unter der Anklage, in den
erſten drei Kriegsjahren in ſehr vielen Fällen für Zigarren,
Zigaretten und Tabak, die für über das ganze Reich verteilte
Bezirksvereine des Roten Kreuzes beſtimmt waren und den Sol
daten im Felde zugute kommen ſollten, Preiſe genommen zu ha-
ben, die einen übermäßigen Geldgewinn darſtellten, haben ſich
zu verantworten der Spediteur Hugo Danjels, der Kommerzien
rat ver Schoendorff, ſein Bruder Kaufmann Albert Schoen
dorff, der Kaufmann Otto Heuſch, der Kaufmann Hermann Egas-
mann und der Architekt Wilhelm Genius. Die Brüder Schoen-
dorff ſind Jnhaber eines bekannten Unternehmens für die Her
ſtellung von Möbeln und Geſchäfts und Jnneneinrichtungen,
das im Laufe der Jahre in eine Aktiengeſellſchaft umgewandelt
und deſſen Aktienkapital mehrmals erhöht werden mußte. Bei
Kriegsausbruch wurde Kommerzienrat Hermann Schoendorff vom
Düſſeldorfer Regierungspräſidenten zum Leiter des Düſſeldorfer
Zweigvereins des Roten Kreuzes ernannt und entfaltete im
Verein mit mehreren angeſehenen Düſſeldorfer Bürgern und ſei
nem Bruder Albert, der der Stadtverodnetenverſammlung ange
hört, eine umfangreiche Liebestätigkeit für die Soldaten im
Felde. Schließlich tauchten Gerüchte auf, wonach es in dem Düſ-
ſeldorfer Begirksverein vom Roten Kreuz nicht mit rechten Din-
gen zugehe. Man erhob den Vorwurf des Kriegswuchers, weil
die Brüder, ohne im Zigarrenhandel tätig zu ſein, große Ab
ſchlüſſe in Holland in Zigarren und Tabak zu dem Zweck getätigt
haben ſollten, mit dieſer Ware Spekulationszwecke zu verfolgen.
Sie ſollen den Damniels als Strohmann vorgeſchoben haben, wäh-
rend die übrigen Angeklagten als Vermittler tätig geweſen ſein
ſollen. Die Anklage wirft ihnen vor, daß ſie ſchon im erſten
Kriegsjahr in Kenntnis der Tatſache, daß England Tabak auf
die Bannwarenliſte ſetzen und Holland deshalb ſeine Grenzen
gegen Deutſchland für Tabak ſperren würde, große Mengen Zi-
garren rechtzeitig eingekauft und zum Zwecke der Preisſteigerung
zurückgehalten haben. Sie ſollen ferner die den Liebsgaben für
das Heer eingeräumte Zollfreiheit und Vergünſtigung in der
Eiſenbahnbeförderung ihren geſchäftlichen Zwecken dienſthar ge
macht haben. Dem Angeklagten Kommerzienrat Schoendorff wird
auch Untreue gegenüber dem Roten Kreuz inſofern vorgeworfen,
als er wiſſentlich ſchlechte und minderwertige Zigarren für teu-
85 Preis geliefert haben ſoll. Die Angeklagten beſtreiten jede
Schuld.
Düſſeldorf, 11. Dezember. Der Prozeß wegen Kriegswuchers
in Zigarren gegen den Kommerzienrat Hermann Schoen-
dorff, ſeinen Bruder, den Fabrikbeſitzer Albert Schoendorff, den
Spediteur Hugo Daniels und mehrere Mitangeklagte, der geſtern
begann, brachte zunächſt die Vernehmung der Angeklagten. Die
Vernehmung des Angekl. Daniels ergab, daß er ſeit Kriegs
beginn eine umfangreiche Tätigkeit entfaltet hat, um aus neu
tralen Ländern Waren hereinzubekommen, die für das
deutſche Wirtſchaftsleben von Wichtigkeit waren. Er war Ver
trauensmann der Z. E. G. Kommerzienrat Schoendorff ſetzte ſich

ichen Mordes für überführt t
in Verbindung. Das Geſchäft ſei ihm in jeder Beziehung als
völlig einwandfrei erſchienen. Für ihn ſei es nur darauf ange

mmen, aus Holland 11 Millionen Zigarren hereinzubekommen.
Dieſer große Poſten habe faſt durchweg aus ganz billigen Sorten
beſtanden, die in Deutſchland damals nicht abzuſetzen gewefen
wären, wenn ſie hätten verzollt werden müſſen. Deshalb wurde
verabredet, die Zigarren zollfrei hereinzubekommen und ſie mr
der Heeresverwaltung oder dem Roten Kreuz zur
Verfügung zu ſtellen, denn nur für ſolche Zigarren wurde neben
der Zollfreiheit auch Frachtfreiheit gewährt. Die Heeresver-
waltung aber lehnte eine Abnahme der Zigarren ab, ſo daß nur
noch das Rote Kreuz oder Stadtverwaltungen und ſonſtige große
Unternehmungen übrig blieben, die die Zigarren als Liebes
gaben verwenden konnten. Selbſtverſtändlich ſei eine ganz
außergewöhnlich umfangreiche Tätigkeit für den Abſatz der Zi-
garren entfaltet worden, denn es kam Ende 1915 darauf an, die
Zigarren noch vor Weihnachten abzuſetzen. Den Vorwurf der
Anklage, daß er bei der Preisfeſtſetzung viel zu hohe Unkoſten
angenommen habe, ſucht der Angeklagte Daniels damit zu ent-
kräften, daß er auf das große Riſiko hinweiſt, das mit dem Ge-
ſchäft verbunden geweſen ſei. Einmal habe die Möglichkeit be-
ſtanden, daß der Krieg ein ſchnelles Ende nehmen und die Be
zirksvereine vom Roten Kreuz die Zigarren dann nicht mehr ab-
nehmen würden, dann aber geſtaltete ſich das Geſchäft vor allem
deshalb ſehr ſchlecht, weil nicht, wie man damals angenommen
und wie angeſehene deutſche Zeitungen gemeldet hatten, die hol-
ländiſche Grenze auf einen Druck Englands hin für die Ausfuhr
von Tabak und Tabakerzeugniſſen geſperrt wurde, ſondern ſich
jeder nach wie vor damals noch Zigarren aus Holland kommen
laſſen konnte. Die Zigarren ſeien gewiß billig, aber wider Er-
warten auch ſchlecht geweſen, ſodaß ſie von mehreren Zweigverei-
nen des Roten Kreuzes zur Verfügung geſtellt worden ſind. Er
ſei daher froh geweſen, als es gelang, die holländiſche Firma zu
bewegen, von der vollſtändigen Erfüllung des Geſchäftes zurück
zutreten. Jedenfalls ſei ſein Reinverdienſt an dem Geſchäft in
Anbetracht der großen Unkoſten und des hohen Riſikos, das mit
dem Geſchäft verbunden war, nicht zu hoch geweſen.

Der Vorſitzende Landgerichtsdirektor Paukſch hält dem An
geklagten wiederholt vor, wie un wahrſcheinlich es iſt, daß er ſich
auf ein ſo riskantes Geſchäft eingelaſſen habe, wenn er damit
micht den Zweck verfolgte, einen übermäßigen Gewinn zu erzielen,
und daß ſchon der Verſuch ſtrafbar ſei. Der Angeklagte Daniels
erwideort, daß er ſich um die von der Preisprüfungsſtelle bemän
gelte Preisfeſtſetzung niemals gekümmert- ſondern alles dem
Kommerzienrat Schoendorff überlaſſen habe. Er ſei nicht nur
Nichtfachmann für Zigarrenhandel, ſondern auch Nichtraucher,
verſtehe alſo von der Sache überhaupt nichts. Er müſſe ſich in der
Beurteilung der Güte der Zigarren auf die Sachverſtändigen
verlaſſen. Hätte er Bedenken gehabt, ſo hätte er ſich an dem
Geſchäft nicht beteiligt.

Düſſeldorf, 11. Dezember. Die fortgeſetzte Verhandlung
dem Prozeß wegen Kriegswuchers mit 11 Millionen holländiſch
Zigarren wurde der Hauptangeklagte Kommerzienrat Hermann
Schöendorff vernommen. Er gab zu, daß er an ſich nichts
mit dem Zigarrenhandel zu tun habe, ſondern daß ſein Unter-
nehmen ſich auf dem Gebiete der Holzbearbeitung betätige. Die
r Geſchäft ſei durch den Krieg ſtark zurückgegangen. Eines
ages ſei ihm mitgeteilt worden, England beabſichtige, Tabat

als Bannware zu erklären, ſodaß mit der Schließung der holländiſchen Grenze für die Ausfuhr von Tabak und Tabakéerzeug-
niſſen gerechnet werden müſſe. Kommerzienrat Schoendorff, der
gegen die Summe von zwei Millionen Mark aus der Unter
ſuchungshaft entlaſſen iſt, gibt weiter an, daß er die Firma Hugo
Daniels an dem äft in der Weife beteiligt habe, daß Hugo
Danſels die A.G. Gebr. v s des Ueberſchuſſes und
der Unkoſten tragen ſollten. uch der

i Cohen und viele Sachverſtändige hättent J Aufſichtsrat der Geſell
gegen das Geſchäfteinzuwenden Jm übrigen bedauere er nur, daß er damals r 11 nicht 100 Millionen Zigar

ren gekauft habe, denn heute könnte Deutſchland froh ſein, wenn
es einen ſolchen Poſten an holländiſchen Zigarren hereinbekom-
men hätte. Es ſei ihm auch niemals in den Sinn gekommen, da
mals Ende 1915 holländiſche Zigarren für einen Gegenſtand
des täglichen Bedarfs zu halten, für die alle Beſtimmungen
über Kriegswucher maßgebend ſeien.

Durch Fragen des Stagtsanwalts Coenders gibt der Ange
klagte Daniels zu, daß Juſtizrat Cohen ſich mit 20 000 Mk. an
dem Geſchäft beteiligt habe. Allerdings habe er dieſe 20 000 Mk.
als ein privates Darlehen des Juſtizrats Cohen angeſehen. Aus
dieſer ſpäter rückgängig gemachten Beteiligung dieſes angeſehenen
rheiniſchen Anwaltes gehe jedenfalls hervor, daß er das Ge
ſchäft für zuläſſig gehalten habe. Auf Vefragen des Verteidigers
Dr. Alsberg- Berlin erwidern die Angeklagten, daß die von ihnen
in den Angeboten an das Rote Kreuz und die Stadtgemeinden
feſtgeſetzten Preiſe nur Fühler geweſen und daß ſie bereit geweſen
ſeien, mit ſich handeln zu laſſen.

Ein gemeingefährlicher D-ZugDieb

ſtand in der Perſon des Arbeiters Albert Poll vor der 4. Straf-
kammer des Berliner Landgerichts J. Seine Diebeszüge führte er
gewöhnlich in der Weiſe aus, daß er ſich eine Bahnſteigkarte löſte
und durch die zur Abfahrt bereiten D-Züge eine Streife unter
nahm, in den teilen alles wertvolle ſtehlend, was die Fahr
gäſte aus der Hand gelegt hatten. So entwendete er u. a. eine
wertvolle goldene Handtaſche mit koſtbarem Jnhalt. Einem Offi
zier ſtahl er aus der Manteltaſche eine Brieftaſche mit Papieren.
Der vorgefundene Paß war ihm für ſeine Schwindeleien ſehr
willkommen. Mit ſeiner Hilfe verwandelte ſich der Angeklagte
jetzt in einen Leutnant v. Boddien und machte als ſolcher die Be
kanntſchaft mehrerer Frauen, die ſeinen Bewerbungen nicht nur
Gehör ſchenkten, ſondern ihm auch ihre Börſen zur Verfügung
ſtellten, wenn der Brän! am in plötzlicher Verlegenheit war oder
unauſſchiebbare Ehre en zu begleichen hatte. Der Staats-
anwalt beantragte gegen ihn 6 Jahre Zuchthaus. Unter Ver-
ſagung mildernder Umſtände erkannte das Gericht auf 4 Jahre
6 Monate Zuchthaus.

e

Bekanntmachung.
An Stelle des Tierarztes

Paſch, welcher erkrankt iſt, iſt
die Ausübung der Fleiſch 191
beſchau während der Zeit dieſer Uhr, wird an die Merſeburger
Erkrankung dem Fleiſchbe- Einwohner auf Marke Nr. 80
chauer Menzel in Lanchſtedt bezw. 80 der Grützwurſtkarte
bertragen worden. Pf. Grützwurſt zum Preiſe
Merſeburg, den 12. Dez. 1917. von 50 Pfg. abgegeben.

Der Königliche Landrat. Zur Regelung des Verkehrs
J. V. v. Grone. geſchieht die Ausgabe in nach

J.-Nr. 15 658 K. ſtehender Reihenfolge:

Grützwurſt.
Am Sonnabend, den 15. Dez.

1917, nachmittags von 4--7

im Laden Burgſtraße Nr.H. Schnee Nacht. t
Eratklaesiges Spezialgesohktt
fürStrumptwaren n. Tricotagen
Halle a. S., Gr. Steinstr. 84.

für die Inhaber der Grütz-
wurſtkarten Nr. 201-1600

im Laden an der Geiſel Nr.
für die Jnhaber der Grütz-

wurftkarten Nr. 1601 3000

nicht gefordert und abgegeben
werden darf.

e

Das unnütze Stehen vor den
Verkaufsſtellen während der
Ausgabe iſt, da zwecklos, zu
unterlaſſen.

Merſeburg, den 14. Dez. 1917.
Das ſtädt. Lebensmittelamt.

L.-2l. I. 719/17.

T T

S

Schocken billigſt ab.

Weihnachtsbäume
W Prima Holſteiner Ware

aus eigenen Waldungen gibt im Waggon nnd einzelnen

Lieferung ſofort
Hollſtein's Delikateſſenhaus

d wetße r d. Saale
Fernruf 27.

Paul Edel
Weißenfels.

Rauchwaren Handlung
und Zurichterei

Nikolgiſtr. 51. Ranutenkranz.
Pelzgarnituren,

Bettvorleger,Pferde Pelzweſten, Pelychuhe
empfiehlt

Jm übrigen bleibt es bei dem
bekannten Verfahren.

ein feiner Zur ſchnelleren AbwickelunVerloren m des Verkehrs wird erſucht, das
agen Geld (50 Pfennig für PfundSkunls auf dem Wege von wurf abgezählt bereit zu

alten.er Burg nach der Seffner hEeakrue Es wird ausdrücklich darauf

zum Schlachten
kauft

Felix Möbius
Roßſchlächterei,

Tieter Keller XNr. 3.
aße. Abzugeben gegen gute

aufmerkſam gemacht, daßGrützHalleſcheſtraße 25, II. Iwurſt o h ne Grubwurſtkart Fernsprecher 581.

Be
Für größere Werkkantine wird ein

tüchtiger ſelbſtändiger Koch
geſucht. Bevorzugt werden Leute, die Schlachter von Beruf
ſind. Ausführl. Angebote mit Angabe des Eintrittstermines
und der Anſprüche ſind zu richten unter Chiffre G. K. an
die Expedition des Blattes.

v n m äen
Manlwürfe uſw.

00000000000000000000

Möbl. Zimmer
zu vermieten

Halleſche Straße 108



Amtliche V Anzeigen.
Bekanntmachung.

Auf Anordnung des Herrn Miniſters des Jnnern bringe ichden Mieniſtrafen Gemeinde und Gutsvorſtehern die nachfolgende

Anweiſung zur Ausführung der Bundesratsverordnung vom
13. November d. J., betreffend den vaterländiſchen Hilfdienſt
(Reichsgeſetzblatt S. 1040), zur Kenntnis.

Die in der Anweiſung erwähnten Meldekarten, Merkblät-
ter ufw. ſind ſofort telegraphiſch bei der Kriegsamtsſtelle in
Magdeburg zu beſtellen. Die ausge illten Meldekarten ſind ſo
dann dem Einberufungsausſchuß in Weißenfels (Kgl. Amts-
gericht) mit. möglichſter Beſchleunigung direkt zu überſenden.

Merſeburg. den 12. Dezember 1917.
Der Königliche Landrat.

J. V. von Grone.
Anweiſung an die Ovbtsbehörden

zur Ausführung der Bundesratsverordnung vom 13.
ber 1917.

Zu t 1: Die Kriegsamtſtelle wird die Ortsbehörden, in de-
ren Bezirk mehrere Einberufungsausſchüſſe beſtehen, von der
Regelung der Zuſtändigkeit benachrichtigen.

S 8 2: Für die öffentliche Aufforderung iſt, ſoweit dieſe
nicht bereits erfolgt iſt, das beim Einberufungsausſchuß erhält-
liche Muſter zu verwenden. Die Friſt für die perſönliche Meldung
iſt ſo zu beſtimmen, daß ſie früheſtens am 10. Dezember beginnt
und möglichſt am 18. Dezember abläuft; der letztere Zeitpunkt iſt
möglichſt innezuhalten, damit die geſammelten Karten den Ein-
berufungsausſchüſſen tunlichſt bis zum 20. Dezember zugehen
können. Die Friſt für die ſchriftliche Meldung 4) braucht mit
der für die perſönliche Meldung nicht übereinzuſtimmen; ihr Be

inn darf wegen der notwendigen Vorbereitungen früheſtens auf
en 18. Dezember feſtgeſetzt werden; als letzter Tag iſt tunlichſt

der 12. Dezember zu beſtimmen, damit ein Zuſammentreffen mit
dem an dieſem Tage erfahrungsgemäß einſetzenden Weihnachts
verkehr der Poſt vermieden wird.

Bei Bemeſſung der Friſten ſind die örtlichen Verhältniſſe zu
berückſichtigen. Jn größeren Orten iſt darauf Bedacht zu nehmen,
daß durch eine geräumige Bemeſſung eine Verteilung der Anmel-
dungen herbeigeführt und damit der durch die perſönliche Mel-
dung oder bei ſchriftlicher Meldung durch die Abgabe der aus-
gefüllten Meldekarte( ſ. unten zu 8 4, Abſ. 3) entſtehende Arbeits-
ausfall auf ein möglichſt geringes Maß beſchränkt wird.

Sie Beſtimmung der Stelle, an der die Meldung erfolgen ſoll,
iſt ebenkells nach den örtlichen Verhältniſſen vorzunehmen. Jn
den grogen Städten werden entweder die Schulen oder die Poli-
zeibehörden, Arbeitsämter und dergleichen in Betracht kommen.

Die Melekarten werden den Ortsbehörden von den Einbe-
rufungsausſchüſſen zur Verfügung geſtellt werden. Die Orts
behörden haben unverzüglich nach Empfang dieſer Anweiſung die
vorausfichtlich nötige Zahl von Karten der für ihren Bezirk zu
W Kriegsamtſtelle telegraphiſch anzugeben und zugleüch

em für ſie zuſtändigen Einberufungsausſchuſſe mitzuteilen, wo
hin die Karten geſandt werden ſollen.

Zu 8 4: Die Stellen zur Ausgabe der Karten für die ſchrift-
lichen Meldungen ſind den örtlichen Verhältniſſen entſprechend
ſo zu beſtimmen, daß jeder Meldepflichtige möglichſt leicht eine
Karte erhalten kann. Mit jeder Meldekarte iſt der abholenden
Perſon ein Abdruck des „II. Merkblatts für Hilfsdienſtpflichtige“

auszuhändigen. Die Merkblätter werden den Ortsbehörden durch
die Einberufungsausſchüſſe in gleicher Zahl wie die Meldekarten
zur Verfügung geſtellt werden.

Die Uebermittlung der ausgefüllten Karten an die Orts-
behörden kann auch durch einen Beauftragten, z. B. den Arbeit-
e bei Beamten insbeſondere durch die vorgeſetzten Dienſt-

ehörde erfolgen. tUm die Meldung der im Dienſt der kommunalen Verwaltun-
gen (Gemeinde-, Kreis- und Provinzial- bezw. Bezirks-Kommu-
nalVerwaltungen) angeſtellten oder beſchäftigten Perſonen Per
ſonen zu erleichtern, empfiehlt es ſich, den Vorſtänden, ſoweit
dieſe nicht bereits entſprechende Maßnahmen getroffen haben, die
erforderliche Anzahl von Meldekarten zur Verfügung zu ſtellen
und ſie zu erſuchen, die Ausfüllung durch die einzelnen Melde-
pflichtigen vornehmen zu laſſen, die Eintragungen auf Richtigkeit
und Vollſtändigkeit nachzuprüfen und die Karten geſammelt der
Ortsbehörde zugehen zu laſſen. Die Vorſtände würden dann wei-
ter auch dafür Sorge zu tragen haben, daß die einzelnen Melde-
pfichtigen in den Beſitz des von ihnen ſelbſt vorher ordnungs-
mäßig auszufüllenden und von der Empfangsſtelle oder der Poſt
anſtalt (Poſtagentur) geſtempelten Abreißſtreifens der Karte
gelangen (oergl. unten zu 8 11). Die Aufbewahrung der Melde-
beſtätigung iſt Sache des Meldepflichtigen ſelbſt. Ein gleiches
Verfahren iſt auch den Behörden der allgemeinen und inneren
Staatsverwaltung empfohlen worden.

Die ausgefüllten Karten ſind entweder bei der von der Orts-
behörde in der öffentlichen Aufforderung bezeichneten Stelle ab
zuliefern oder einer Poſtanſtalt (Poſtagentur) zur Beförderung
an die Ortsbehörde zu übergeben. Letzteres geſchieht durch Abgabe
der Karte in offenem, an die von der Behörde bezeichnete Stelle
adreſſiertem, unfrankiertem Umſchlag am Schalter der Poſtanſtalt
(Poſtagentur).

Zu S 8: Denzenigen männlichen Deutſchen und Angehörigen
der öſterreichiſch- ungariſchen Monarchie im hilfsdienſtpflichtigen
Alter, die nach Ablauf der von der Ortsbehörde in der öffentlichen
Aufforderung beſtimmten Meldefriſt ihren Wohnſitz oder ihren
gewöhnlichen Aufenthalt in dem Bezirke der Ortsbehörde nehmen,
iſt bei der polizeilichen Anmeldung zu eröffnen, daß ſie ſich binnen
zwei Wochen nach Begründung des Wohnſitzes oder des gewöhn-
lichen Aufenthalts unter Benutzung der ihnen gleichzeitig (nebſt
Umſchlag und Merkblatt) auszuhändigenden Meldekarte bei dem
Einberufungsausſchuß ihres Wohn oder Aufenthaltsorts zu mel-
den haben.

Das Kriegsamt hat gemäß 8 8, Abſ. 5 beſtimmt, daß die Vor-
ſchriften des S 8, Abſ 1 Nr. 2 und Nr. 3 ſowie Abſ. 2 bis 4 in den
einzelnen Gemeinden durch dauernden oder allmonatlich zu wie
derholenden Anſchlag zur Kenntnis der Bevölkerung gebracht

Die Ortsbehörden haben dieſer Anordnung Folge zu
eiſten.

Ein Muſter für den Umſchlag iſt vom Einberufungsausſchuß
zu beziehen. Die durch die Anſchläge entſtehenden Koſten ſind
durch die Ortsbehörden bei den Krirgsamtſtellen anzufordern.
Jrn den gemeindlichen höheren Schulen, Pflichtfortbildungs-
ſchulen, Handelsſchulen uſw. ſind die Vorſchriften des S 8, Abſ. 1
Nr. 2. ſowie Abſ. 2 und 3 und der 88 15 und 16 durch einen les-
baren Aushang an allgemein zugänglicher Stelle dauernd be
kanntzugeben. Für die ſtaatlichen Schulen wird beſondere Ver
fügung ergehen.

Meldekarten nebſt Umſchlägen und Merkblättern für die nach
8 8 Melvepflichtigen ſind dauernd bei den Ortspolizeibehörden
vorrä z uhalten. Dieſe haben die erforderlichen Mengen bei
den Einberufungsausſchüſſen anzufordern.

Zu S 11: Erfolgt eine Meldung nach 88 2, 3, A4, 5 bei der
Orte hörde oder bei der von ihr angegbenen Stelle, ſo iſt dem
Me'“ pflichtigen oder ſeinem Beauftragten die der Karte als
Abreißſtreifen angeheftete Meldebeſtätigung, die bei ſchriftlicher
Meldung der Meldepflichtige vorher auszufüllen hat, von der
Empfangsſtelle geſtempelt, auszuhändigen. Das Gleiche gilt ent
r wenn t e Wekarte bei einer Poſtanſtalt (Poſtagen
ur en wird.

Novem-
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Bei der perſönlichen Meldung iſt dem Meldepflichttgen ein
Abdruck des „II. Merkblatts für Hilfsdienſtpflichtige“ zu über
geben (wegen Aushändigung des Merkblatts bei der ſchriftlichen
Meldung vergl. oben zu 8 A4, Abſ. 4).

Zu F 12: Für den im t 12 vorgeſchriebenen Aushang hat das
Kriegsamt ein Muſter herausgegeben. Es wird den Ortsbehör-
den durch die Kriegsamtſtellen auf Anfordern die vorausſichtlich
erforderlich Zahl von Abdrücken zur Verfügung ſtellen. Dieſe
ſind an den in der öffentlichen Aufforderung bezeichneten Stel-
len vorrätig zu halten und gegen 10 Pf. für das Stück abzugeben.
Einen aus dieſer Einnahme nach Deckung der Koſten etwa ver-
re Ueberſchuß hat die Ortsbehörde an die Kriegsamtſtelle
abzuliefern.

Zu 8 13: Die den Ortsbehörden durch die Aufſtellung der
neuen Nachweiſungen nachweislich entſtehenden Koſten trägt das
Reich; ſie ſind bei den Kriegsamtſtellen anzufordern. Zu den
Koſten der Nachweiſungen gehören auch die durch die öffentliche
Aufforderung zur Meldung entſtehenden Koſten.

Die Ortsbehörden ſollen den Meldepflichtigen bei den Mel-
dungen und Mitteilungen nach Z8 8, 9 behilflich ſein, da die Ein-
berufungsausſchüſſe nicht für jeden leicht erreichbar ſind.

Zu S 14: Als Ortsbehörden im Sinne der Verordnung gel-
ten wie bisher die Gemeindeobrigkeiten nach den Städte- und
Landgemeindeordnungen. Jn Städten mit Königlicher Polizei-
verwaltung treten an die Stelle der Gemeindeobrigkeiten die
Polizeipräſidenten (Polizeidirektoren).

Zu 8 15: Nach 8 15 iſt der Einberufungsausſchuß befugt, Ord-
nungsſtrafen zu verhängen. Dieſe Ordnungsſtrafen ſind wie Ge-
meindeabgaben beizutreiben.
lungspflicht haben aufſchiebende Wirkung. Dem Beitreibungs-
verfahren hat ein Mahnverfahren voranzugehen. Die Mahn-
gebühr beträgt 0,50 Mk. Die Geldſtrafen fließen in die Reichs-
kaſſe. Falls gegen die Feſtſetzung der Strafe Beſchwerde bei der
Zentralſtelle des Kriegsamts eingelegt wird, iſt die Vollſtreckung
guszuſetzen. Von der Einlegung der Beſchwerde erhält die Orts-
e urth den Einberufungsausſchuß oder der Zentralſtelle

achricht.

Bekanntmachung,
betr. die Entrichtung des Warenumſatzſtempels

für das Kalenderjahr 1917.
Auf Grund des 8 161 der Ausführungsbeſtimmungen

zum Reichsſtempelgeſetze werden die zur Entrichtung der
Abgabe vom Warenumſatze verpflichteten gewerbetreibenden
Perſonen und Geſellſchaften in den ländlichen Ortſchaften
des Kreiſes Merſeburg aufgefordert, den geſamten Betrag
ihres Warenumſatzes im Kalenderjahr 1917 bis ſpäteſtens
zum Ende des Monats Januar 1918 der unterzeichneten
Steuerſtelle ſchriftlich oder mündlich anzumelden und die
Abgabe gleichzeitig mit der Anmeldung an die Kreis-Kom-
munal-Kaſſe in Merſeburg, Kl. Ritterſtr. 15 einzuzahlen.

Als ſteuerpflichtiger Gewerbebetrieb gilt auch der Betrieb
der Land und Forſtwirtſchaft, der Viehzucht, der Fiſcherei
und des Gartenbaues ſowie der Bergwerkbetrieb.

Beläuft ſich der Jahresumſatz auf nicht mehr als 3000
ſo beſteht eine Verpflichtung zur Anmeldung und eine Ab-
gabepflicht nicht. Für Betriebsinhaber, deren Warenumſatz
nicht erheblich hinter 3000 .4 zurückbleibt, empfiehlt es ſich
zur Vermeidung von Erinnerungen, eine die Nichteinrei-
chung einer Anmeldung begründende Mitteilung zu machen.

Wer der ihm obliegenden Anmeldungsverpflichtung zu-
widerhandelt oder über die empfangenen Zahlungen bezw.
geleiſteten Lieferungen wiſſentlich unrichtige Angaben macht,
hat eine Geldſtrafe verwirkt, welche dem zwanzigfachen Be-
trage der hinterzogenen Abgabe nicht feſtgeſtellt werden, ſo
tritt Geldſtrafe von 150 bis 30000 4 ein.

Zur Erſtattung der ſchriftlichen Anmeldung ſind Vor
drucke zu verwenden, welche im Geſchäftszimmer des Kreis-
Ausſchuſſes, Königl. Landratsamt, kl. Ritterſtr. Nr. 19 zur
unentgeltlichen Abholung bereitgehalten werden. Daſelbſt
werden auch mündliche Anmeldungen werktäglich von 8-12
Uhr entgegengenommen.

Steuerpflichtige ſind zur Anmeldung ihres Umſatzes ver
pflichtet, auch wenn ihnen Anmeldungsvordrucke nicht zuge-
gangen ſind.

Merſeburg, den 12. Dezember 1917.
Der Kreis- Ausſchuß des Kreiſes Merſeburg.

G.Nr. 410 a J. V.: v. Grone.
Betrifft Anmeldung zur Hilfsdienſtpflicht.

Die Magiſtrate, Gemeinde- und Gutsvorſteher haben
unverzüglich ihren vorausſichtlichen Bedarf an Meldekarten
und Aushängen, ſoweit es noch nicht geſchehen iſt, telegra-
phiſch der Kriegsamtſtelle Magdeburg mitzuteilen. Die
Meldekarten werden von der Kriegsamtſtelle Magdeburg
dem Einberufungsamt Weißenfels zugeſandt, der dieſe
dann an die betr. Ortsbehörden bezw. an die, von den
Ortsbehörden an den Einberufungsausſchuß Weißenfels ge
meldete Stelle weitergibt. Nach Eingang der Meldekarten
iſt die, ihnen von ihrem Landratsamte zugehende, öffentliche
Aufforderung zur Meldung zwecks Eintragung in die Nach-
weiſung der Hilfsdienſtpflichtigen zur Kenntnis der Orts-
eingeſeſſenen zu bringen.

Um eine geregelte Durchführung der Meldung zu ev
leichtern, erſuche ich die Stellen, die die Meldekarten von
den Hilfsdienſtpflichtigen in Empfang nehmen, die Karten
genaueſt zu prüfen, insbeſondere darauf zu achten, ob die
Bezeichnung des Arbeitgebers der tatſächlichen Firma ent-
ſpricht und nicht etwa eine perſönliche Bezeichnung ver-
merkt iſt (Beiſpiel: Schachtmeiſter N. während der Arbeit-
geber Tiefbaugeſchäft X und V iſt

Weißenfels, den 13. Dezember 1917.

Der Vorſitzende des Einberufungsausſchuſſes.
Schmaz, Hauptmann.

HMHalle-s.
Leipzigerstr. 88.
Fernrut 1224.

Halle-s.
Alte Promenade 1l a.

VFernrut 5738

Ab Freitag, den

John Riew.
Ein Mädchenschicksal

in 4 Akten.

Erika
GIäsSsm er

in
Das Wöschermödel
Seiner Durchlaucht.

Das beste der Gegen-
wart in 3 Akten.

14. Dezbr. 1917.

Waldemar
Psilander

in: Liebelei!
Drama in 4 Akten.

Arnoici Rieck
Der Vetter ars

Mexiko.
Ein reizendes Lustspiel

in 3 Akten.

Einwendungen gegen die Zah

Bekanntmachung.
Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in

Verbindung mit g 9b des Geſetzes über den Belagerungs-
zuſtand und dem Geſetze vom 11. 12. 1915, betr. die Abän-
derung des Geſetzes über den Belagerungszuſtand, wird im
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit verordnet:

Es iſt verboten, den Zeitungen, die von den Zei
tungsexpeditionen ins Feld geſandt werden, Zeitun
gen eines anderen Verlages, Flugſchriften, Broſchüren
uſw. beizufügen, die nicht zu den betr. Zeitungsausga-
ben gehören.

Zuwiderhandlungen werden, ſoweit die beſtehenden Ge
ſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis
bis zu einem Jahre beſtraft. Sind mildernde Umſtände
vorhanden, ſo kann auf Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500
erkannt werden
g ſae Bekanntmachung tritt am 16. Dezember 1917 in

raft.
Magdeburg, den 8. Dezember 1917.

Der ſtellv. Kommandierende General des IV. Armeekorps:
Sontag, Generalleutnant.

Bekanntmachung.
Mit Rückſicht auf die Regelung des Schutzes des Mie-

ters durch die Bundesratsbekanntmachung' vom 26. 7. 1917
werden ſämtliche Bekanntmachungen des ſtellvertretenden Ge
neralkommandos, über die Verhältniſſe von Mieter und
Vermieter aufgehoben.

Die Bekanntmachung tritt ſofort in Kraft.
Magdeburg, den 8. Dezember 10917.

Der ſtellvertretende Kommandierende General
Sontag, Generalleutnant.

Bekanntmachung.
Der S 1 der Verordnung des ſtellv. Generalkommandos

vom 15. Febuar 1916 (Jugendverorönung) erhält mit Rück
ſicht auf die Beſtimmungen des s 1 des Geſetzes über den
h ſchen Hilfsdienſt voin 5. Dezember 1916 folgende

aſſung:
S 1.

Unter Jugendlichen im Sinne dieſer Verordnung ſind
Perſonen beiderlei Geſchlechts zu verſtehen, die das 17.
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, ſoweit ſie nicht dem
Heere oder der Flotte angehören.
g e Bekanntmachung tritt am 15. Dezember 1917 in

raft.
Magdeburg, den 8. Dezember 1917.

Der ſtellv. Kommandierende General des IV. Armeekorps:
Sontag, Generalleutnant.

3. Bldunesahend
in der

besehalle (Berzog Chnsttan).

Mittwoch, cleon 19. Dezember,
pünktlich s Uhr abends

R NK Ai
Weihnachten in der Kunst mit Iichtbildern.

R M
Alle Mitglieder der dem Vereine zur Förderung

der Jugendpflege angeschlossenen Vereine vom 18.
Jahre an werden dazu hiermit herzlich eingeladen,

Die Leitung
der MerseburgerLese- u. Bildungshalle

Hemprich.
S

Gottesdienſt-Anzeigen.
Sonntag, den 16. Dezember 1917 (3. Advent).

C wedigen:Dom. Vorm 10 Uhr: r Kratzenſtein. Gottesdienſt für
alle Gemeinden der Stadt.

Nachm. 5 Uhr: Weihnachtsfeier des Kindergottesdienftes
der Domgemeinde.

Abends /28 Uhr: z r n des Vaterländiſchen
rauenvereins, Seffnerſtr. 1.el eielkecher es Sonntags von 11 bis 12 Uhr

mittags.
Montag, abends 8 Uhr: Kriegsbibelſtunde in der Her

berge zur Heimat. Diakonus Wuttke.
Stadt. Siehe Dom. Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt, Mühl

ſtraße 1. Paſtor Werther.
Abds. s Uhr: Jünglingsverein, Mühlſtr. l. Paſtor Werther
Mittwoch, abends 8 Uhr: Ev. Mädchenbund St. Maximi

Mühlſtraße- 1. Frau Paſtor Riem.
Altenburg. Vorm. 10 Uhr: Siehe Dom.

Montag, abds. 8 Uhr: Kriegsleſeabend. Unteraltenburg 36.
Donnerstag, abends 8 Uhr: Jungfrauen-Verein. Unter

Altenburg 36.
Menſchau. Vorm. 9 Uhr: Paſtor Trömel.
Neumarkt. Vorm. 10 Uhr: Jm Jugendheim, Neumarkt 67,

Eingang Werderſtraße. Paſtor Boit.
Vorm. 11 Uhr: Kindergottesdienſt. Ebendaſelbſt.
Montag abends 8 Uhr: der konfirmierten

Söhne im Jugendheim, Werderſtraße. ßDon Stag abends 8 Uhr: Verſammlung des
Mädchenvereins St. Thomae im Jugendheim, Werderſt

Katholiſcher Gottesdienſt.
Sonntag, den 16. Dezember 1917

rüh 7 Uhr: Beichte.Seu 3 Uhr: Frühmeſſe mit Predigt.
16 Uhr Hochamt mit Predigt.2 über nachm. Chriſtenlehre und Kriegsandacht.

An den Wochentagen */48 Uhr: heil. Meſſe.Sonnabend e von s Uhr an Beichte.
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